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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE ZUR ABSTIMMUNG 
VOM 14. JUNI 2015

Am  14. Juni 2015 hatte das Schweizer Stimmvolk über ein obligatorisches Referendum, zwei 

Volksinitiativen und ein fakultatives Referendum zu befinden. Während die Ve rfassungs­
änderung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich mit 61.9% Zu­

stimmung klar angenom men und die Stipendieninitiative (27.5% Zustimmung) sowie die In­
itiative «M illionen-Erbschaften besteuern für unsere AH V  (Erbschaftssteuerreform )» (29%  

Zustimmung) deutlich abgelehnt wurden, erzielte die Änderung des Bundesgesetzes über 
Radio und Fernsehen (RTVG) das knappste Abstim m ungsresultat in der Schweiz seit der 

Bundesstaatsgründung.1 Die Stimmbeteiligung lag mit 43 .2%  leicht unter dem langjährigen 

Durchschnitt (44.1 %).

Die V e r fa s su n g sä n d e ru n g  zur Fortpflanzungsmediz in  und Gentechnologie  

im Humanbereich

Der individuelle Stimmentscheid zur Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin und 

Gentechnologie im Humanbereich zeichnet sich insbesondere durch ein vergleichsweise 
geringes W issen der Befragten zur Vorlage aus. So konnten 4 2 %  von ihnen keine Inhalts­

angaben zur Vorlage nennen -  ein im mittelfristigen Vergleich überdurchschnittlich hoher 
Wert. Zudem empfand ein relativ grösse r Anteil an Personen die Vorlage a ls schwierig und 

berichtete über entsprechende Entscheidungsschwierigkeiten. Wie bei komplexen und 
technischen Vorlagen mit einer geringen Kampagnenintensität üblich, orientierten sich die 

Stimmenden an den Parolen und Meinungen nahestehender Organisationen und Institutio­
nen. Im Falle dieser Vorlage vertrauten die Stimmenden relativ stark auf die Empfehlungen 

der Parteien, der Regierung und der Kirchen.

Vor allem für die FDP  (73%) und die SP  (73%) findet sich demnach eine grosse  Überein­
stimm ung zw ischen den Sympathisantlnnen und ihren Parteien.2 Im Stimmverhalten der 

CVP-Anhängerlnnen spiegelte sich die interne Spaltung ihrer Partei zur Präimplantations- 
diagnostik (56%), während die SVP-Sym pathisantlnnen ebenfalls entsprechend der Parole 

ihrer Partei a ls einzige der Vorlage nicht deutlich zustimmten (48%). Ähnlich zeigt sich ein 
Einfluss der Kirche, indem Personen, die regelm ässig einmal pro Monat (51 %) oder einmal 

pro Woche (23%) in die Kirche gehen, eine signifikant niedrigere Zustim mung zur Vorlage

1 www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/03/blank/data/01.Document.21791.xls 
(zuletzt geöffnet am 15.06.2015).

1 Die S P  hatte zwar Stim m freigabe beschlossen, wenn allerd ings das Stimmverhalten und 
die M e inungsäu sse rungen  ihrer Mitglieder im Parlam ent und im Vorfeld der Abstim m ung in Betracht 
gezogen werden, kann die Partei durchaus zu den Befürwortern der Verfassungsänderung gezählt 
werden
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aufwiesen a ls Konfessionslose (62%] und Personen, die nie (66%), nur für spezielle An lässe  

(65%) oder m ehrm als jährlich (71 % ) eine Kirche besuchen. Sch liesslich  folgten Personen 
mit höherem Regierungsvertrauen eher der Meinung von Bundesrat und Parlament und 

stimmten der Vorlage mehrheitlich zu (66%].

Der Stimmentscheid der Bürgerinnen kann primär a ls Grundsatzentscheid für oder ge­

gen die Präimplantationsdiagnostik gewertet werden. So wurden primär Aspekte der PID 
genannt, obwohl die Abstim m ung eigentlich nur die für die Einführung der Präimplantati­

onsdiagnostik notwendige Verfassungsänderung zum Umgang mit Embryonen beinhaltete. 
Dies ist aufgrund der Kampagne, die sehr stark auf die PID fokussierte, und der Tatsache, 

dass die Verfassungsänderung -  insbesondere eine Ablehnung derselben -  durchaus a ls 
Vorentscheid bezüglich der PID aufgefasst werden konnte, nicht überraschend.

Auch die von den Befragten selbst genannten Motive für ihren Stim mentscheid weisen auf 

die Wichtigkeit der Einschätzung der Vorteile und Gefahren der Präim plantationsd iagnos­

tik hin. Die Befürworterinnen betonten vor allem die Vorteile der P ID  für Eltern und Kinder 

und unterstrichen, dass ihre Nutzung aufgrund des technischen Fortschritts und ihrer 
Zugänglichkeit im Ausland nicht verhindert werden könne. Die Gegnerinnen äusserten vor 

allem ethische Bedenken bezüglich der heutigen und zukünftigen Möglichkeiten. Für sie 

überwogen die Gefahren der Präimplantationsdiagnostik, auch wenn sie die Vorteile da­

von durchaus wahrnahmen. Diese Bewertung der Präim plantationsdiagnostik durch die 

Befragten w ar insbesondere von ihrer Präferenz bezüglich einer m odernen oder traditi­

onellen Schweiz abhängig. So  nahmen Personen mit einem m odernen Bild der Schweiz 

die Vorteile der PID  deutlich stärker w ahr a ls ihre Gefahren und befürworteten die Ver­

fassungsänderung entsprechend zu 7 0% . W er jedoch eine traditionellere Schweiz bevor­

zugt, fürchtete sich stärker vor den Gefahren der PID und lehnte die Vorlage eher ab (46%  
Zustimmung).

Insgesam t erwiesen sich für diese komplexe Vorlage in erster Linie die Orientierungshilfen 
wie Parteien, Kirchen oder die Regierung a ls wichtig, da das Fachw issen der Stimmenden 

zur Vorlage gering war. Für die Beurteilung der Vor- und Nachteile der Präimplantationsdi­

agnostik war jedoch auch die Präferenz bezüglich moderner und traditioneller Schweiz von 
zentraler Bedeutung.

Die «Stipendieninitiative»

Die Abstim m ung zur Stipendieninitiative folgte deutlich einem Links-Rechts-Gegensatz. 
Links aussen lag die Zustim mung bei 6 8 %  und links der Mitte bei 4 2% , während in der Mitte 

(20%  Zustimmung) und rechts davon die Ablehnung sehr klar überwog ( U %  Zustimmung). 

Der ideologische Konflikt übertrug sich aber nur beschränkt auf die Parteisympathie, so lag 

die Zustim mung zur Initiative selbst im SP -Lage r nur bei 51 %. Noch viel weniger konnten 
die Sympathisantlnnen der CVP (17%), der FDP  (15%) und der SV P  (12%) der Vorlage abge­
winnen.
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Eine deutliche Mehrheit aller Befragten und selbst eine knappe Mehrheit der Nein-Stim - 

menden empfand die heutige Regelung der Stipendienvergabe a ls problematisch. Verwor­
fen wurde die Vorlage in der Folge aber hauptsächlich aufgrund des Konflikts zwischen 
Föderalism us und Zentralismus. So beeinflusste die Frage der Kompetenzzuständigkeit 

sowohl die Befürworterinnen a ls auch die Gegnerinnen in ihrem Stimmentscheid. Wer 
Bundeslösungen im Allgemeinen bevorzugt, stimmte auch im Falle der Stipendieninitiative 
eher für eine nationale Regelung der Stipendienvergabe und damit für die Initiative (41 %). 

Befürworterinnen kantonaler Lösungen und Unentschlossene gaben hingegen dem Status 
Quo den Vorzug (19%  resp. 26%). Die Relevanz des föderalen Konflikts für die Stipendienin­

itiative wird vor allem im Hinblick auf die Motivnennung der Befragten ersichtlich: Von den 
Ja-Stimm enden wollte gut ein Drittel (36%) mithilfe der Stipendieninitiative eine Verein­
heitlichung zw ischen den Kantonen und eine Reduktion des kantonalen Einflusses in der 

Stipendienfrage erreichen. Bei den Initiativgegnerinnen lehnten ebenfalls 3 6 %  die Vorlage 

ab, weil sie die kantonale Autonomie im Stipendienwesen mit Verweis auf die Bildungshoheit 
der Kantone nicht einschränken wollten. Eine zweite Gruppe empfand zudem die unter­

schiedliche Stipendienvergabe zw ischen den Kantonen aufgrund der verschiedenen Vor­

aussetzungen für die Kantone a ls gerechtfertigt.

Die übrigen Motive erlangten deutlich weniger Zustimmung. Bei den Motiven der Ja-Stim ­
menden erw ies sich neben derföderalen Zuständigkeitsfrage auch der Fairness-Aspekt als 

wichtig. So sollten alle Studierenden über dieselben Chancen verfügen, ein Stipendium zu 
erhalten. Bei den Vorlagengegnerinnen zeigte sich zusätzlich das Motiv, wonach Studieren 

im Vergleich zur Berufsbildung zu attraktiv sei, a ls relevant. Diese Beurteilung beruhte auf 
verschiedenen Aspekten wie der Einschätzung, dass Studierende für ihren Unterhalt (mehr) 

arbeiten sollten, dass bereits zu viele oder zu hohe Stipendien vergeben würden und dass es 

unfair sei, nur Studierende der Tertiärstufe mit Stipendien zu unterstützen.

Obwohl sich also aufgrund der Lagerbildung während der Kam pagne ein Links- 

Rechts-Konflikt abgezeichnet hatte, stellte sich der Föderalismuskonflikt a ls bedeuten­
der für den Stimmentscheid zur Stipendieninitiative heraus. Damit kommt auch zum A u s ­

druck, dass die Föderalism usbefürworterlnnen den Bildungsbereich a ls eines der letzten 

Bollwerke der Kantone nicht ohne weiteres einer weiteren Zentralisierung preisgeben 
wollten.

Die Volksinitiative «M i l l ionen-Erb schaften  besteuern für unsere A HV  

(E rbscha ftss teuerre form )»

Die Befürworterinnen dieser Initiative argumentierten, dass die neue Erbschaftssteuer auf 
nationaler Ebene nur Personen betreffe, die sich eine solche Steuer problem los leisten kön­

nen, und mit der AHV ein Projekt unterstütze, das der Allgemeinheit stark am Herzen liegt. 

Während also nur eine vermögende Minderheit negativ betroffen wäre, würde die grosse  
Allgemeinheit davon profitieren. W eshalb lehnte trotzdem eine deutliche Mehrheit der Stim ­

menden die Erbschaftssteuerinitiative ab?
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Die Erklärung liegt darin, d a ss der Stim mentscheid zur Erbschaftssteuerinitiative nicht 
durch persönliche Betroffenheitsmotive, sondern durch ein übergeordnetes ideologi­

sche s L inks-Rechts-Konfliktm uster geprägt war. Dies verdeutlicht bereits die Analyse 
des Stim mverhaltens nach Parteien, nach der Selbstverortung auf der L inks-R echts-Ska- 

la und nach den Präferenzen für Staatseingriffe oder dezentralisierte Märkte. So befür­
worteten die SP-Sym path isantlnnen die Vorlage weitgehend (67%), während die Anhän ­

gerinnen der bürgerlichen Parteien ihr stark ablehnend gegenüberstanden (CVP: 16%, 

SVP: 16%, FDP: 10%). Im linken Lager lag die Zustim m ung mehrheitlich über 5 0 %  (links 
aussen: 77% , links: 49%), während sie in der Mitte (19%) und im rechten Lager (14%) 

deutlich tiefer war. Wer einen starken Staat bevorzugt, sprach sich mehrheitlich für die 

Erbschaftssteuerinitiative aus (56%), während Befürworterinnen von M arktlösungen klar 
dagegen votierten (17%). Obwohl a lso die Erbschaftssteuer im Vorfeld der Abstim m ung 

als «urliberales Anliegen» bezeichnet worden war, bestätigte sich diese Einschätzung 

nicht: Die liberal eingestellten Stimmenden sprachen sich entschieden gegen die Initiati­

ve aus. Entsprechend lehnte das rechte Lager das Argum ent mit 7 0 %  deutlich ab, wonach 
die Erbschaftssteuer die fairste Steuer überhaupt darstelle, da Erbschaften Einkommen 

ohne Leistung seien.

Auch die Analyse der Stimmmotive veranschaulicht, dass die Stimmenden die Vorla­

ge grösstenteils aufgrund ihrer linken oder rechten Einstellungen beurteilt hatten. Denn 
obwohl die Initianten die Vorlage mit einer relativ hohen Untergrenze von zwei Millionen 

Franken, Sonderregelungen für die KM U  und dem mehrheitlich a ls sinnvoll anerkannten 

Verwendungszweck der AFIV mit für eine breite Allgemeinheit akzeptablen Lösungen a u s­
gestattet hatten, gelang es ihnen nicht, ausserhalb  des linken Lagers Zustim mung dafür 

zu erhalten. So erachteten die Vorlagengegnerlnnen diese in erster Linie a ls neue Steuer 

und a ls Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats (32%) und fürchteten zudem die 

wirtschaftlichen Folgen der Vorlage (24%), insbesondere für die KMU. Die Ja-Stimmenden 

begründeten ihren Stimmentscheid zu 5 2%  mit Umverteilungsmotiven im weitesten Sinne 

-  also mit linken Argumenten.

Das Argument der persönlichen Betroffenheit hatte nur wenig Einfluss auf den Stim ment­

scheid. So bezeichneten 6 0 %  aller Stimmenden bei der Frage nach dem Inhalt der E rb ­
schaftssteuerinitiative die Initiative a ls Vorlage, die im Prinzip nur die Reichsten der Gesell­

schaft direkt betreffe. Auch mit dem Argument, wonach die nationale Erbschaftssteuer nur 

Personen mit sehr hohen Vermögen belaste und alle anderen entlaste, zeigten sich 4 8 %  der 
Stimmenden einverstanden. Ausdrücklich gefragt, ob sie erwarten, einmal a ls Erblasserin  

oder Erbe/in von der nationalen Erbschaftssteuer betroffen zu sein, antworteten nur sieben 

respektive 6 %  aller Befragten mit Ja. Dabei zeigt sich für die potentiellen Erblasserinnen, 
nicht aber für die potentiellen Erbinnen, ein signifikant geringerer Ja-Stimmenanteil a ls für 

die von der Vorlage nicht direkt Betroffenen.

Der Gegnerschaft war es also insgesam t gelungen, die Erbschaftssteuerinitiative in das 

k lassische L inks-Rechts-Deutungsm uster einzubetten und damit a ls  einen linken Angriff 

auf den W irtschaftsstandort Schweiz und a ls neue Steuer für die Allgemeinheit darzustel-
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Len. Entsprechend beurteilten sowohl Befürworterinnen a ls auch Gegnerinnen die Vorlage 

aufgrund ihrer ideologischen Links-Rechts-Präferenzen und weniger aufgrund ihrer per­

sönlichen Betroffenheit.

Die Änderung  des  Bu n desge se tze s  über Radio und Fernsehen (RTVG)

Die RTVG-Revision führte zu einer klaren Spaltung zwischen den parteipolitischen und 
ideologischen Lagern. Während SP-Sym pathisantlnnen (73%] und Personen, die sich dem 

linken politischen Spektrum  zuordnen (71 %), zu grossen Teilen mit Ja stimmten, verwarfen 

die SVP-Anhängerschaft (27%) und ideologisch rechtsstehende Befragte (34%] die Vorlage 
deutlich. Die Mitte war indes gespalten. Neben der ideologischen Positionierung kam dem 
Grad an Regierungsvertrauen sowie der Einstellung gegenüber der SRG  ein wichtiger Ein­

fluss auf den Stimmentscheid zu. Zwar nahmen die Befragten die Abstim m ung mehrheitlich 
a ls Votum über technische Fragen bei der Gebührenerhebung und nicht etwa a ls grundsätz­

liche SRG - oder Service public-Abstim mung wahr. Dennoch befürworteten SRG-Zufriedene 

die Revision stärker (58%] a ls Personen, die mit der SRG  unzufrieden sind (28%). Insgesam t 
zeigen sich jedoch 7 3 %  aller Stimmenden und selbst 61 %  aller Vorlagengegnerinnen mit 

der SRG  zufrieden. Folglich lässt sich der hohe Anteil Nein-Stim m ender nicht auf unzufrie­

dene Stimmende reduzieren.

Entsprechend spielte die SRG  auch bei den Motivnennungen kaum eine Rolle. Auf beiden 

Seiten wurde der Stimmentscheid mehrheitlich mit einer Bewertung des neuen Gebühren­
system s und den möglichen Ausw irkungen für die Gebührenzahlerlnnen begründet. Im Ja- 
Lager überwog das Motiv, wonach alle Radio und Fernsehen nutzen und som it auch alle 

dafür bezahlen sollen. Die Befürworterinnen unterstrichen zudem die Vorteile der Revisi­

on, wie die individuelle Kostenreduktion oder die Vereinheitlichung des Gebührensystems. 
Demgegenüber empfanden die Nein-Stimmenden die obligatorische RTV-Abgabe a ls unge­

recht oder kritisierten die Gebühr und deren Höhe.

Dabei lagen die inhaltlichen Positionen von Befürworterinnen und Gegnerinnen nicht so 

weit auseinander, wie die Kam pagne zum RTVG hätte vermuten lassen können. Insgesam t 
erklärte sich eine Mehrheit der Teilnehmenden mit den Argumenten der Pro-Seite einver­

standen. So begrüssten die Vorlagengegnerinnen beispielsweise die geplanten Gebühren­
senkungen und empfanden das Gebührenmodell als nicht mehr zeitgemäss. Sie hätten sich 
vor einer solchen Abstim m ung aber vor allem eine Grundsatzdiskussion zum Service public 

und dem Auftrag der SRG  gewünscht. Gleichzeitig fand dieses letzte Argum ent auch bei den 

Vorlagenbefürworterlnnen vergleichsweise grossen Anklang: Auch 5 2 %  der Ja-Stimm en- 
den hätten eine vorgängige Grundsatzdiskussion bevorzugt. Andererseits konnte das A rgu ­

ment, wodurch die RTV-Gebühr eine neue Steuer darstelle, besonders jene überzeugen, die 

der Regierung m isstrauen und mit der SRG  unzufrieden sind.

Während somit die ideologische Ausrichtung der Stimmenden diese deutlich in zwei Lager 

spaltete, unterschieden sie sich bezüglich ihrer Einschätzung der Argumente nur unwe-



sentlich. Vielmehr stiessen die Gründe für eine Annahm e der Vorlage insgesam t auf breites 

Einverständnis. Zwar konnten die Gegnerinnen mit den Kontra-Argumenten fast die Hälfte 
der Stimmenden -  insbesondere die ideologisch eher liberal eingestellten Personen s o ­

wie die SRG - und Regierungskritikerlnnen unter ihnen -  davon überzeugen, dass das RTVG 

nicht der richtige Weg zu einem zeitgemässen Gebührenmodell sei. Letztendlich blieben 
jedoch die Vorlagenbefürworterlnnen ganz knapp siegreich.

Zur Methode

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten 
Nachbefragung zur Volksabstim m ung vom U . Juni 2015. Die Befragung wurde vom For­

schungsinstitut gfs.bern innerhalb von elf Tagen nach der Abstim m ung durchgeführt. Die 

Datenanalyse erfolgte durch das Institut für Politikw issenschaft der Universität Bern (IPW). 

Die Befragung wurde von 98 Befragerinnen telefonisch durchgeführt, wobei gfs.bern die 

Möglichkeit hatte, die Interviews extern, und ohne dass dies für die Befragerinnen und die 
Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die Ausw ahl der Befragten wurde in einem 

dreistufigen Zufallsverfahren ermittelt. Der Stichprobenumfang betrug 1507 stim m berech­

tigte Personen, davon kamen 5 3 %  aus der Deutschschweiz, 2 7 %  aus der W estschweiz und 

2 0 %  aus der italienischsprachigen Schweiz. Der Stichprobenfehler für die Gesamtheit der 

Befragten lag bei +/-2.4%. Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist dort geboten, wo 

die Teilstichproben klein sind und die Verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen 
ist (50:50). In solchen Fällen können aufgrund des Stichprobenfehlers keine Aussagen  über 

Mehrheitsverhältnisse gemacht werden.

Für die Beteiligung wurde nach Stimmregisterdaten aus dem Kanton Genf, der Stadt 
St. Gallen und einer Ausw ahl von Gemeinden des Kantons Tessin gewichtet.

Sämtliche verwendete Begriffe beziehen sich sowohl auf die weibliche a ls auch 

auf die männliche Sprachform.
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Tabelle 1: E rgebn isse  in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch  und pro Kanton

Beteiligung
ln %

Verfassungs­
änderung zur 

Fortpflanzungs­
medizin 
(%  Ja)

VI «Stipendien­
initiative»

1% Ja)

VI «Erbschafts­
steuerreform »  

1% Ja]

Änderung 
RTVG 
1% Ja]

Schweiz A3.2% 61.9% 27.5% 29.0% 50.1 %

ZH 45 .2% 64 .8% 26.6% 32.9% 47.9%

BE 39.3% 57.1 % 26.7% 35.6% 49.3%

LU 43.1 % 54.7% 22.1 % 26.9% 49.8%

UR 36.7% 46.1 % 20.8% 26.0% 44 .2%

SZ 49.6% 49.0% 17.5% 17.2% 40 .3%

OW 49.9% 44 .2% 15.3% 17.8% 41.0%

NW 50.2% 50.1 % 16.1% 17.9% 43 .2%

GL 34.9% 52.5% 20.9% 30.1 % 45.4%

ZG 60.5% 57.8% 18.4% 19.4% 43.5%

FR 42 .2% 67.0% 29.9% 28.8% 55.0%

SO 40.9% 54.8% 25.9% 29.6% 48.7%

BS 49.1 % 62.6% 33.9% 41.3% 51.2%

BL 4 3 .0% 61.3% 26.5% 29.2% 45.8%

SH 62.9% 49.1 % 28.8% 31.7% 43 .3%

AR 46 .5% 48.7% 21.3% 28.2% 42.5%

AI 3 8 .0% 44 .5% 13.0% 20.8% 40.5%

SG 42 .3% 52.0% 22.0% 28.0% 48 .6%

GR 39.8% 53.9% 22.8% 24.0% 50.8%

AG 41.8% 57.9% 22.8% 25.4% 47.0%

TG 40.7% 50.4% 21.1 % 27.0% 45.5%

TI 44.1 % 60.9% 29.1 % 27.1 % 48.0%

VD 4 4 .4 % 84 .8% 38.1 % 28.3% 62.5%

V S 51.0% 57.0% 26.8% 15.7% 46.5%

NE 38 .6% 75.2% 42.1 % 34 .0% 59.6%

GE 45 .4% 82 .2% 42 .2% 28.1 % 61.9%

JU 38.7% 67.2% 38 .4% 33 .8% 58.6%

Quelle: http//www.admin.ch (vorläufige Ergebnisse]
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1. BEDEUTUNG DER VORLAGEN, 
STIMMBETEILIGUNG UND MEINUNGSBILDUNG

1.1 Bedeutung der Vorlagen

Im Nachgang zur Abstim mung vom 14. Juni 2015 konnten die Befragten die nationale und 
persönliche Bedeutung der Vorlagen auf einer Skala zwischen 0 (keine Bedeutung] und 10 

(sehr hohe Bedeutung) bewerten. Der Erbschaftssteuerreform  sprachen die Befragten so ­

wohl bezüglich des Landes (6.9] wie auch für sich selbst (5.0| die durchschnittlich höchste 
Wichtigkeit zu. Ebenfalls a ls national bedeutend wurde die Verfassungsänderung zur Fort­

pflanzungsmedizin eingestuft. Ihre zugeschriebene Bedeutung (6.5) liegt genau im Durch­

schnitt der Vorlagen der Jahre 2010 bis 2014. Leicht unterdurchschnittlich waren die w ahr­

genommene nationale Bedeutung der RTVG-Vorlage (6.1) und jene der Stipendieninitiative 

(5.8). Die persönliche Wichtigkeit liegt für alle Vorlagen deutlich tiefer a ls die nationale. 

Insgesam t brachte der letzte Abstim m ungssonntag keine Vorlage mit sich, die die Stim m ­
bürgerschaft als äussert oder auch nur durchschnittlich persönlich bedeutsam empfand 

(Durchschnitt persönliche Bedeutung 2010-2014: 5.2). Das Abstim m ungsthem a zum RTVG 

konnte von einer Mehrheit der Befragten wiedergegeben werden (53%), soda ss der U rnen­

gang damit gar besser erinnert wurde, a ls jene zur Erbschaftssteuerreform  und zur Ver­

fassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich (beide 

48%). Unter den Teilnehmenden konnten ähnlich hohe Anteile die verschiedenen Vorlagenti- 
tel (mit Ausnahm e der Stipendieninitiative) nennen, jedoch w ar der RTVG-Revision auch die 

Aufmerksamkeit von 4 0 %  der Nicht-Teilnehmenden sicher. Dies erstaunt trotz mittelmä- 

ssige r Bedeutung im Vergleich wenig, bedenkt man, dass die RTVG-Änderung das deutlich 

höchste Medieninteresse auf sich zog.3

Die Bedeutungszuschreibungen lassen sich nach diversen politischen wie soziodemografi- 
schen Grössen differenzieren. Die Präimplantationsdiagnostik sollte die CVP gem äss NZZ 

vor eine Zerreissprobe stellen.4 Inwiefern dies zutrifft, wird in einem späteren Kapitel d is­

kutiert. Sicher ist jedoch, dass diese Gruppe der Vorlage die höchste nationale Bedeutung 
unter den Parteilagern zuwies (7.0). Die Differenzen sind dabei zum SP - und FD P-Lager 

(beide 6.8) nicht trennscharf, jedoch zu den SVP-Anhängerlnnen um so deutlicher (5.9).5 

Neben der parteipolitischen Spaltung lässt sich eine unterschiedliche W ahrnehm ung zw i­

schen den Altersgruppen sowie zwischen den Geschlechtern erkennen. Zum einen nimmt 
die persönliche Vorlagenbedeutung mit dem Alter zu. Andererseits stuften Frauen die Ver­

fassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin auf persönlicher Ebene a ls wichtiger ein, als

3 Forschungsinstitut Öffentlichkeit und Gesellschaft foeg, http://www.foeg.uzh.ch/analyse/ 
alleanalysen/aml 40615/Abstimmungsmoni tor_Juni_2015.pdf

4 http://www.nzz.ch/schweiz/cvp-praeimplantationsdiagnostik-1.18256414 
(zuletzt geöffnet am 20.07.2015).

5 Die diesbezüglichen Mittelwertvergleiche zeigen einen signifikanten Unterschied zw ischen der CVP 
und der SVP, der FD P  und der SV P  und der SP  und der SVP.
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dies Männer taten.6 Das ist nicht ganz überraschend, ging es doch bei der Abstim m ung um 

eine Gesundheitsfrage, welche Frauen im Allgemeinen stärker als Männer a ls dringendes 
Problem wahrnehmen.7 Weiter steigt die nationale und persönliche Wichtigkeit der Vorla­

ge mit zunehmender Kirchgangshäufigkeit. Der Grund dafür könnte in der ethisch-morali- 

schen Debatte liegen, die das Referendum begleitete.

Die Stipendieninitiative erfuhr im Vergleich der Parteianhängerlnnen besonders vom linken 

Lager und der Mitte eine erhöhte zugesprochene Wichtigkeit. Weniger zu erwarten war, 
dass das Initiativbegehren unter Personen jüngeren Alters a ls persönlich nicht bedeutender 

wahrgenom men wurde a ls unter älteren Befragten. So schreiben der Stipendieninitiative 
18- bis 29- (2.6) und 30- bis 39-Jährige (2.7) unterdurchschnittliche Werte zu. Das Vorhaben 

war allgemein nur an Personen in tertiärer Ausbildung, also Studierende, gerichtet, betraf 
aber nicht direkt die Interessen von Schülerinnen und Auszubildenden.8 Dies könnte ein 

Grund dafür sein, dass sich unter jungen Personen nur ein geringer Teil persönlich von der 

Vorlage betroffen fühlte.

Der Abstim m ung über das Initiativanliegen der Erbschaftssteuerreform  kam, gem essen 

anhand ihrer wahrgenom menen Wichtigkeit, eine zentrale Rolle zu. Dabei variiert die Be­
deutungszuschreibung kaum zwischen den politischen und soziodemografischen Grup­

pen. Hervorzuheben sind jedoch das Alter und das Einkommen. Beide Grössen stehen in 
einem bedeutenden, positiven Zusam m enhang zur persönlichen Vorlagenwichtigkeit der 

Befragten.

Schliesslich löste die RTVG-Revision im Vergleich derSprachgruppen eine unterschiedliche 

Betroffenheit aus. Befragte der italienischen (6.9) und französischen Schweiz (6.8) m assen 

der Vorlage eine weitaus höhere Bedeutung für das Land zu, a ls dies die Deutschschweize­
rinnen taten (5.9). Bei der persönlichen Wichtigkeit fallen besonders Personen aus dem Tes­

sin auf (5.6). Sie grenzen sich deutlich von den beiden anderen Landesteilen ab und nehmen 
somit nicht nur bei der Vorlagenwichtigkeit für das Land sondern auch für die Befragten 

selbst eine Spitzenposition ein. Der erhöhte Marktanteil der öffentlich-rechtlichen Fernseh­
sender im Vergleich zur Deutsch- und W estschweiz9, aber auch die wirtschaftliche W ichtig­

keit der Mediengesellschaft, mit gut 1000 Vollzeitstellen ein bedeutender Arbeitgeber der 

italienischen Schw eiz '0, könnten hier eine Erklärung liefern.

* Die diesbezüglichen Mittelwertvergleiche zeigen einen signifikanten Unterschied zw ischen den 
Gruppen.

7 Sorgenbarom eter 12014), w w w .gfsbern.ch/DesktopModules/EasyDNNNew s/Docum entDownload. 
ashx?portalid=0&m oduleid=677&articleid=1233&docum entid=943

8 https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/9681.pdf
9 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/03/key/ind16.indicator16010306.160105. 
html (zuletzt geöffnet am 25.07.2015).

10 http://www.srgssr.ch/fileadmin/pdfs/SRG_Zahlen_Daten_Fakten_2014-2015_it.pdf 
(zuletzt geöffnet am 25.07.2015).
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Tabelle 1.1: Bedeutung de rVor lage  für das Land und für sich se lbst  in Prozent S t im m ­

berechtigte

Verfassungs­
änderung zur 

Fortpflanzungs­
medizin

VI «Stipendien­
initiative»

VI «Erbschafts­
steuerreform »

Änderung
RTVG

Bedeutung für... das persön­ das persön­ das persön­ das persön­

Land (%] lich (%] Land (%l lich (%) Land (%| lich (%] Land (%) lich (%)

Sehr gering (0, 1| 5 26 5 29 4 21 4 18
Gering (2-4] 13 21 21 26 9 18 19 21

Mittel (5) 12 12 22 19 13 16 21 20
Hoch (6-8] 50 30 40 21 49 28 38 30

Sehr hoch (9, 10) 19 11 12 5 25 17 18 12

Arithm etisches 6.5 4.5 5.8 3.7 6.9 5.0 6.1 4.9

Mittel (n| (1322) (1430) (1281) (1371) (1355 (1424) (1326) (1380)

©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungenvom  14.06.2015.

1.2 S t immbeteiligung

An der Abstim mung vom 14. Juni 2015 nahmen A3.7%  der Stimmberechtigten teil. D ieser 

Wert liegt leicht unter dem Mittel der Beteiligung zwischen 1990 und 2015 (44.1 %), und dies, 

obwohl über eine nicht geringe Anzahl von vier Vorlagen entschieden wurde. Wenn man die 
Teilnahme in Wahljahren in diesem Zeitraum vergleicht, welche pro Abstim m ungsterm in im 

Mittel 41.7% beträgt, relativiert sich das Bild aber.

Zunächst variiert die Teilnahme abhängig vom politischen Interesse der Befragten, wobei 

die Beteiligung mit zunehmendem Interesse an der Politik steigt. Erstaunlicher sind die 

Teilnahmeraten der verschiedenen Parteianhängerschaften. Weder die SP  (46%) noch die 
SVP  (44%) und damit keine der grossen Polparteien konnte ihre Anhängerinnen mehrheit­

lich an die Urne locken. Die schwache Teilnahme verwundert vor allem vor dem Hinter­

grund, dass mit der Erbschaftssteuerreform  eine Vorlage behandelt wurde, für die sich 
besonders die SP  stark machte, und das Nein-Lager der RTVG-Revision von Beginn weg von 
der SV P  getragen wurde.
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Tabelle 1.2: Beteiligung nach sozialen und politischen Merkm alen  in Prozent  

Stimmende

Merkm ale/Kategorien Stimmbeteiligung
in%

n Korre lations­
koeffizient*

Total VOX (gewichtet) 43.7 1500

Interesse an Politik V=.47***

Sehr interessiert 72 314

Eher interessiert 53 701

Eher nicht interessiert 13 375

Überhaupt nicht interessiert 6 100

Parteiverbundenheit V=.19***

SP  -  Sozialdem okratische Partei 46 306

CVP -  Christlichdem okratische Volkspartei 55 95

FDP.Die Liberalen 54 161

SVP  -  Schweizerische Volkspartei 44 236

G PS  -  Grüne Partei Schweiz I48) 50

G LP -  Grünliberale Partei (52) 34

BD P  -  Bürgerlich Dem okratische Partei I48) 32

Andere Partei 62 132

Keine Partei 31 325

Alter V=.27***

18 bis 29 Jahre 24 206

30 bis 39 Jahre 31 279

40 bis 49 Jahre 36 197

50 bis 59 Jahre 47 304

60 bis 69 Jahre 59 288

70 Jahre und mehr 60 226

Bildung V=.09*

Hoch 47 935

Mittel 40 470

Tief 31 95

Sprachregion n.s.

□eutschschweiz 43 805

Französische Schweiz 45 397

Italienische Schweiz 44 299

Übliche Stim mbeteiligung V=.68***

0 bis 3 von 10 Mal 1 318

4 bis 5 von 10 Mal 10 181

6 bis 8 von 10 Mal 36 329

9 bis 10 von 10 Mal 81 630

a Zur Interpretation der statistischen Koeffizienten siehe Abschnitt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben lediglich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle unter fünfzig liegt und 
deshalb keine statistischen S ch lü sse  zulässt.
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der e idgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Mit Blick auf das Alter der Befragten sowie das Bildungsniveau ergeben sich bekannte Zu­
sammenhänge. E s gilt, dass sich mit zunehmendem Altersow ie mit steigendem Bildungsn i­

veau die Wahrscheinlichkeit der individuellen Stimmbeteiligung erhöht. Eher überraschend 

haben sich die Sprachregionen in ähnlichem M asse  beteiligt, wurde den Vorlagen in den drei 

Sprachräum en doch zum Teil eine unterschiedlich hohe Bedeutung beigemessen.

Es sollen noch zwei weitere, interessante Grössen betrachtet werden. Zum einen beteiligten 

sich vor allem jene Personen, die immer oder sehr häufig stimmen gehen (81 %). Befragte, 
die von zehn Abstim mungen bei acht oder weniger teilnehmen, blieben demgegenüber der 

Urne mehrheitlich fern. Die Vortagen konnten damit vor allem jene mobilisieren, die sich so ­
wieso immer beteiligen, jedoch nicht speziell solche, die selektiv teilnehmen. Personen mit 

einer üblichen Stimmbeteiligung, die zwischen keiner und acht Urnengängen liegt, fühlten 

sich gleichzeitig kaum persönlich betroffen. Dabei hätte besonders bei diesen, nur spo ra ­

disch Teilnehmenden eine höhere persönliche Bedeutung der Vorlagen die W ahrscheinlich­
keit der Stimmabgabe erhöht. Wenn man überlegt, wie breit die Themenpalette war, über 

die abgestimmt wurde, lässt sich vermuten, dass die verschiedenen Kampagnen nur be­

grenzt mobilisierten. So nahmen die Stimmbürgerlnnen vor allem dann an der Abstim mung 
teil, wenn das Anliegen sie direkt betraf, konnten aber nicht mobilisiert werden, wenn keine 

persönliche Wichtigkeit empfunden wurde.

1.3 Me inungsb ildung

Bei allen vierVorlagen entschied sich jeweils m ehra ls die Hälfte derTeilnehmenden bis drei 

Wochen vor der Abstimmung, ob sie stimmen gehen würde. Jeder dritte Stimmende bildete 

die Stimmabsicht ein bis zwei Wochen vor dem Urnengang. Nur jeder zehnte Teilnehmende 

kann als Spätentscheiderln bezeichnet werden (Entscheidzeitpunkt letzte Woche vor der 

Abstimmung], Grössere Differenzen bei der Meinungsbildung zw ischen den Vorlagen blie­

ben aus.

Unterschiede zwischen Ja- und Nein-Stimmenanteil ergeben sich mit Bezug auf den Ent­

scheidzeitpunkt nurfürd ie  Stipendieninitiative und die Verfassungsänderung zur Fortpflan­
zungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich. Während erstere Vorlage innerhalb 

der Gruppe der von Beginn weg entschiedenen Stimmbürgerlnnen noch vergleichsweise 

viel Zustim mung erhielt (33%), nahm der Ja-Stimmenanteil gegeben den verschiedenen 
Entscheidzeitpunkten hin zum Abstim m ungssonntag kontinuierlich ab. Bei der Verfas­

sungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin ist vor allem die vergleichsweise geringe Zu­

stimmung unter den Frühentschlossenen auffällig (54-%). Deutlich höher liegt das Ja in P ro ­
zent in den Gruppen derer, die sich drei bis sechs Wochen (63%) und eine bis zwei Wochen 

(66%) vor der Abstim mung entschieden. Bei der initiative zur Reform der Erbschaftssteuer 

schwankte das Ja jeweils um die 30-Prozentmarke, bei der RTVG-Revision bewegte sich die 
Zustim mung durchwegs nahe bei 50%.
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Die Schwierigkeit beim materiellen Stimmentscheid variierte stärker als der gerade dar­

gelegte Entscheidzeitpunkt abhängig von der Vorlage. So fiel den Befragten besonders bei 
der Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin der Entscheid eher schwer (27%). 
Dieser Wert liegt deutlich über dem langjährigen Durchschnitt (23%). Hier sind nur die Dif­

ferenzen zur RTVG-Revision nicht trennscharf, bei der 2 4 %  angaben, eher Mühe mit dem 
Stimmentscheid gehabt zu haben. Bei der Stipendieninitiative fiel die Meinungsbildung den 

Befragten im Vergleich der Vorlagen nicht nur am leichtesten, hier war auch der Anteil je­
ner Teilnehmenden am höchsten, die nicht m ehrangeben konnten, ob die Meinungsfindung 
schwierig oder einfach war (8%). Zuletzt ist das Informationsniveau, gem essen anhand der 

korrekten Wiedergabe des Vorlagenthemas, bei der RTVG-Revision nicht nur bei Personen 

ohne (70%), sondern auch bei jenen mit Entscheidungsschwierigkeit (69%) deutlich erhöht.

Tabelle 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der Me inungsb ildung in Prozent  

Stimmende

Verfassungs­ VI VI « E rb ­ Änderung
änderung «Stipendien­ schaftssteuer­ RTVG
zur Fort­ initiative» reform» 1%)

pflanzungs­ 1%) 1%)
medizin

1%)

Entscheidzeitpunkt'

Von Anfang an klar 27 26 28 25

3. bis 6. Woche vor der Abstim m ung 30 29 30 30

1. bis 2. Wochen vor der Abstim m ung 32 33 32 34

Letzte Woche vor der Abstim m ung 11 12 10 11

Schwierigkeit bei der Entscheidung*

Eher leicht 68 73 75 72

Eher schwierig 27 19 22 24

W eiss nicht, keine Antwort 5 8 3 5

•nur Teilnehmende (N=655).
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der e idgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

16



2. BUNDESBESCHLUSS ÜBER DIE ÄNDERUNG 
DER VERFASSUNGSBESTIMMUNG ZUR 
FORTPFLANZUNGSMEDIZIN UND GENTECHNOLOGIE 
IM HUMANBEREICH

2.1 A u sga n gs ta ge

Das Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG), das am 1. Januar 2001 in Kraft getreten war, 

regelt die medizinisch unterstützte Fortpflanzung und verbietet die sogenannte Präimplan- 
tationsdiagnostik (PID). Diese beinhaltet die Untersuchung von durch künstliche Befruch­

tung erzeugten Embryonen auf Erbkrankheiten und Chromosomenbesonderheiten, bevor 

sie in die Gebärmutter der Frau eingesetzt werden. Aufgrund eines überwiesenen Vorsto- 

s se s  aus dem Parlament und einer entsprechenden Vernehm lassung erarbeitete der Bun­

desrat einen Gesetzesentwurf, der die Präimplantationsdiagnostik zukünftig in bestimmten 
Fällen erlauben sollte, sowie die dazu notwendige Änderung des Verfassungsartike ls zur 

Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Flumanbereich (Artikel 119). Letztere stellte 

den Inhalt der Vorlage dar. Die Annahm e dieser Änderung hätte zur Folge, dass in Zukunft 

nicht mehr nur drei Embryonen pro künstlicher Befruchtung entwickelt werden dürften, 

sondern maximal zwölf. Zusätzlich m üssten nicht mehr alle transferierbaren Embryonen 

sofort übertragen werden, sondern könnten für einen späteren Transfer aufbewahrt w er­
den. Nach einer allfälligen Annahm e der Verfassungsänderung tritt anschliessend die Re­

ferendumsfrist für das revidierte Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG) in Kraft, das die 
genaue Durchführung der PID regelt.

Die Änderung des entsprechenden Verfassungsartikels wurde in beiden Parlam entskam ­

mern weniger kontrovers diskutiert als die Änderung des Gesetzes. Die Gegnerschaft argu ­

mentierte, dass der in der Verfassung festgeschriebene Embryonenschutz durch die offene 

Formulierung des neuen Verfassungsartike ls de facto aufgehoben würde und dass der Ver­

fassungsartikel einen weiteren Schritt hin zu einer schrankenlosen Reproduktionsmedizin 
und einer eugenischen Auslese  darstelle. Die Befürworterinnen der Verfassungsänderung 
wiesen darauf hin, dass die Möglichkeit der Aufbewahrung der Embryonen die Einsetzung 

eines einzelnen Embryonen erlaube und dadurch gefährliche M ehrlingsschw angerschaf­

ten verhindere. Sehr viel umstrittener a ls  der Verfassungsartikel zeigte sich im Parlament 
die Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes und insbesondere die Frage, ob und wie 

die Präimplantationsdiagnostik in Zukunft erlaubt sein soll. Die Gegnerinnen fürchteten vor 

allem, dass durch die PID in Zukunft als «minderwertig» taxiertes Leben etwa aufgrund 
schwerer Krankheiten oder Behinderungen bereits im Labor aussortiert werden könnte 

und es dadurch zu einer Selektion oder «Qualitätskontrolle» am Menschen käme. Damit 

wären auch eine Ausgrenzung und Herabstufung von Personen mit Behinderungen durch 
die Gesellschaft und ein gesellschaftlicher Druck auf werdende Eltern, behindertes Le­

ben zu verhindern, eine drohende Gefahr. Auf der anderen Seite argumentierten die Befür-
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worterlnnen der Präimplantationsdiagnostik mit ihren positiven Folgen für die betroffenen 

Familien. So wäre es Paaren mit schweren Erbkrankheiten in Zukunft möglich, gesunde 
Kinder zu bekommen. Durch die Ausw ahl von Embryonen mit einer guten erwarteten Ent­
wicklungsfähigkeit könnte das Risiko von Komplikationen während der Schwangerschaft 

reduziert werden. Zudem seien Abklärungen über Erbkrankheiten bereits heute möglich, 
führten aber dadurch, dass sie erst nach der Implantation der Embryonen durchgeführt 

werden können, zu unnötigen Abtreibungen.

Der Ständerat stimmte der Verfassungsänderung mit 34 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltun­

gen zu, der Nationalrat mit 160 zu 31 Stimmen bei 4 Enthaltungen ebenfalls." Die Verfas­
sungsänderung genoss in beiden Parlam entskam m ern eine breite Zustimmung, ablehnen­

de Stimmen gab es nur von einem Teil der CVP-Fraktion sowie von einigen SVP - und von 
vereinzelten weiteren Parlamentarierinnen. Diese Ausgangslage  widerspiegelt sich nur 

begrenzt in der Parolenfassung der Parteien. So beschlossen von den im nationalen Par­
lament vertretenen Parteien die SV P  und die EVP die Nein-Parole, die FDP.Die Liberalen, 

CVP, BDP, GLP und die Grünen die Ja-Parole und die SP  gewährte Stimmfreigabe. Dabei 

überraschte neben der Stimmfreigabe der SP, die sich vor allem aufgrund der Komplexität 
der Materie und einem Unbehagen gegen verschiedene Pro-Argumente dafür entschied12, 

auch die Ja-Parole der CVP. Denn obwohl sich diese im Parteiprogramm vom Januar 2 0 U  

gegen die Präimplantationsdiagnostik ausgesprochen hatte13, beschloss sie unter anderem 
zur Verhinderung von unnötigen Abtreibungen die Ja-Parole.u Besonders kritisch gegen­
über der Verfassungsänderung zeigten sich die meisten Behindertenorganisationen, sie 

machten mit ihrem Nein zur Verfassungsänderung auf die Probleme aufmerksam, die die 
PID für Personen mit Behinderungen mit sich bringen würde. Auch verschiedene kirchliche 

Organisationen sprachen sich gegen die Verfassungsänderung aus, darunter die Schwei­

zerische Bischofskonferenz und der Schweizerische Evangelische Kirchenbund SEK. Der 
Dachverband der Schweizer Behindertenorganisationen «Integration Handicap» befürwor­

tete hingegen die Verfassungsänderung mit der Begründung, dass sie Paaren mit schweren 

Erbkrankheiten erlauben würde, Kinder zu bekommen, ohne diesen die Krankheiten weiter­
zugeben.15 Dabei betonten die Verantwortlichen aber, dass sich diese Zustimmung lediglich 
auf die Verfassungsänderung beziehe und dass man das neue Fortpflanzungsmedizinge- 

setz und damit die neue Regelung der PID im Falle einer Annahm e mittels eines fakultativen 

Referendums bekämpfen werde.

11 Zum Vergleich: Das Bundesgesetz wurde im Ständerat mit 26 zu 10 Stimmen bei 9 Enthaltungen und 
im Nationalrat mit 123 zu 66 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenommen, nach-dem  sich der Stände­
rat im Differenzbereinigungsverfahren weitgehend dem Vorschlag des Nationalrats angesch lossen 
hatte.

12 http://www.nzz.ch/schweiz/aktuelle-themen/sp-delegiertenversallung-wir-glauben-an-die-kraft- 
der-politik-1.18529717 (zuletzt geöffnet am 28.07.2015).

13 http://www.cvp.ch/fileadmin/Bund_DE/downloads/partei/CVP_PP_D_interaktiv.pdf
14 http://www.nzz.ch/schweiz/cvp-praeimplantationsdiagnostik-1.182564U (zuletzt geöffnet am

28.07.2015],
15 http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/ja-zum-embryo-check-1.18502500 (zuletzt geöffnet am

28.07.2015).
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Die Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbe­
reich stand, wie die beiden Initiativen auch, im Schatten der Kampagne zum RTV-Gesetz. 
Entsprechend wurde Letzterem  auch ein Grossteil der medialen Aufm erksam keit zuteil, 
während die Verfassungsänderung m it 16% Ante il an der B erichtersta ttung eine im lang jäh­
rigen Vergleich unterdurchschnittliche mediale Resonanz erzielte.14 M it 61.9% Zustimmung 
und 38.1 % Ablehnung fie l das Ergebnis re lativ k la r aus. Gegen die Änderung der Verfassung 
sprachen sich die Kantone Uri, Schwyz, Obwalden, Schaffhausen und die beiden Appenzell 
aus. Am meisten Zustim m ung fand die Vorlage im Kanton Waadt m it 84.8% Zustimmung, 
die tiefste im Kanton Obwalden m it 44.2% Zustimmung.

2.2 Das Profil der Stim m enden

Komplexe und/oder technische Vorlagen, über weiche die Individuen zudem aufgrund einer 
unterdurchschnittlich starken Kampagne wenig wissen, bieten üb licherweise viel Raum fü r 
den Einfluss von Organisationen und Institutionen, denen sich die Stimmenden nahe fühlen 
und denen sie vertrauen. Beispiele dafür stellen die Nähe zu Parteien oder das Regierungs­
vertrauen dar, die bei solchen Vorlagen üblicherweise einen deutlich stärkeren Einfluss auf 
den Stimmentscheid haben als bei einfacheren Vorlagen. Die Verfassungsänderung zur 
Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie im Humanbereich kann -  wie die Inhaltsnen­
nungen noch verdeutlichen werden -  zu dieser Kategorie gezählt werden, obwohl sie durch 
ihre emotionalen Aspekte auch an die Werte der Stimmenden appellierte. Für die Parteien 
w ird demnach ein sign ifikanter Einfluss auf den Stimmentscheid der Individuen ersichtlich. 
So kann fü r die Sympathisantlnnen der FDP.Die Liberalen eine hohe Übereinstim m ung m it 
der Parte iparole und damit eine hohe Zustim m ung zur Verfassungsänderung festgeste llt 
werden (73% Zustimmung). Gleich hoch lag der Ante il Ja-Stim m en bei den Anhängerinnen 
der SP (73%), deren Partei S tim m freigabe e rte ilt hatte. Dennoch hatten sich SP-Vertre- 
terlnnen im Parlam ent und in der Kampagne überwiegend positiv gegenüber der Verfas­
sungsänderung geäussert, so dass diese Zustimmung durchaus als Entscheidung in ihrem  
Sinne gewertet werden kann. Deutlich tie fe r lag die Zustim m ung bei den Parteilosen (63%) 
und bei den Anhängerinnen der CVP (56%), w om it sich bei Letzteren ebenfalls die tro tz 
positiver Parolenfassung zwiespältige Einstellung ih rer Partei zur Vorlage w idersp iegelt.17'8 
Ebenfalls knapp in Übereinstim m ung m it ih rer Partei stim m ten die SVP-Sympathisantln- 
nen, die sich als einzige nicht m ehrhe itlich fü r die Vorlage aussprachen (48% Zustimmung).

14 Forschungsinstitu t Ö ffentlichke it und G esellschaft foeg,
http://www.foeg.uzh.ch/analyse/a lleanalysen/ann140615/Abstim m ungsm onitor_Juni_2015.pdf

,7 h ttp ://w w w .derbund.ch/schw eiz/s tandard/C V PN ationa lraete-stre iten-ueber-P ID --/s tory/24190901
(zuletzt geöffnet am 28.07.2015).

18 Für die Anhängerinnen der GPS, der GLP und der BD können aufgrund der tiefen Fallzahlen keine 
gesicherten Aussagen gem acht werden.
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Tabelle 2.1: Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie
im Humanbereich -  S tim m verhalten nach soziodem ografischen M erkm alen 
in Prozent Ja-Stim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja" n K o rre la tio n s -
koeffiz ien te*

Total VOX (gewichtet) 61.0 958

P a rte ive rb u n d e n h e it V = .2 2 * **

SP -  Sozia ldem okratische Partei 73 200

CVP -  C hris tlichdem okra tische Volksparte i 56 80

FDP.Die Liberalen 73 129

SVP -  Schweizerische V olksparte i 48 156

GPS -  Grüne Parte i Schweiz 161] 32

GLP -  G rün libera le  Partei (80) 28

BOP -  B ürgerlich  Dem okratische Partei (47) 24

Keine Partei 63 137

R eg ie ru n g s v e rtra u e n V = .1 7 ***

Vertrauen 66 578

Kein Vertrauen 49 276

v orlagenspezifisches  W issen V=.11*

Wenig (45) 20

Eher wenig 57 99

Eher v iel 56 353

Viel 66 487

P rä fe re n z  fü r  m o d ern e  oder tra d it io n e lle  Schweiz V = .1 8 ***

Moderne Schweiz 70 396

Unentschieden 58 397

Traditionelle  Schweiz 46 154

Einordnung au f d e r  L inks-R ech ts -A chse ns.

Links aussen 65 130

Links 68 181

Mitte 60 286

Rechts 55 183

Rechts aussen 55 136

Weiss nicht I68) 23

* Zur In te rpre ta tion  der sta tis tischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben led ig lich  eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle un ter 50 lieg t und
deshalb keine sta tis tischen Schlüsse zulässt.
©  Universität Bern /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Neben dem Einfluss der Parteien kann auch fü r das Regierungsvertrauen ein k la re r Effekt 
auf den Stim m entscheid der Individuen festgeste llt werden. Personen, die angaben, der Re­
gierung zu vertrauen, nahmen die Verfassungsänderung deutlicher an (66%) und stim m ten 
som it s tä rker im Sinne der Regierung als Personen m it wenig bis keinem Regierungsver­
trauen (49%). Ein B lick auf die nachfolgenden Motive zeigt, dass das tiefe Regierungsver­
trauen insbesondere m it der K ritik  gegen medizinischen F o rtsch ritt und der Befürchtung, 
dass die Präim plantationsdiagnostik fü r andere, nicht geplante Zwecke verwendet werden 
könnte, einherging. Dies deutet darauf hin, dass das Regierungsvertrauen m it einem grö­
sseren Vertrauen in anderen gesellschaftlichen Bereichen zusammenhing. Eine weitere 
Flandlungsoption bei grösser Unsicherheit bezüglich einer Vorlage neben dem Befolgen von 
Parolen und Empfehlungen ist es, sich im Zweife lsfa ll fü r den Status Quo zu entscheiden 
und die Änderung abzulehnen. Ein de ra rtige r Effekt kann auch fü r diese Verfassungsände­
rung festgeste llt werden: Personen, die kaum oder nur wenig Auskunft zum Inhalt der Vor­
lage und zu ihren Motiven fü r den Stimmentscheid geben konnten, wiesen einen signifikant 
tieferen Zustim m ungsw ert auf als Personen, die sehr gut in fo rm ie rt waren.

Neben diesen Entscheidungshilfen erw iesen sich auch W ertepräferenzen als relevant. Zwar 
ist in dieser Abstim m ung der Links-Rechts-Konflik t, der bei vielen Vorlagen die Positionie­
rung der Stimmenden s tru k tu rie rt, nicht relevant. V ie lm ehr können die Unterschiede zw i­
schen den Parteien in diesem Fall auf die Präferenz der Stimmenden fü r eine trad itione lle  
oder moderne Schweiz zurückgeführt werden. Personen m it modernen Präferenzen befür­
worteten die Vorlage demnach zu 70%, während Befragte m it einem trad itionelleren Bild 
der Schweiz sich nur zu 46% dafür aussprachen. Dabei zeigt sich, dass sowohl die M obili­
sierung durch die Parteien als auch die W ertepräferenz fü r das unterschiedliche Stim m ver- 
halten der verschiedenen Parteisym pathisantlnnen verantw ortlich sind.
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Bei den gesellschaftlichen Merkmalen erweisen sich vor allem die Sprachregion, die K irch- 
gangshäufigkeit und die Anzahl eigener Kinder als wichtig. Die deutlich höhere Zustimmung 
der Westschweizerinnen (75%) verglichen m it den Deutschschweizerinnen (58%] und den ita ­
lienischsprachigen Schweizerinnen (61 %) kann dabei am ehesten auf die unterschiedlichen 
Einstellungen bezüglich einer modernen oder traditionellen Schweiz zurückgeführt werden. 
Diese führten einerseits zu einer unterschiedlichen Einschätzung des Nutzens und der Risi­
ken der Präimplantationsdiagnostik -  die Westschweizerinnen empfanden die PID insgesamt 
als deutlich vorte ilhafte r und weniger gefährlich als die Deutschschweizerinnen. Zentral war 
aber, dass in der Westschweiz -  im Unterschied zur Deutschschweiz -  selbst diejenigen Per­
sonen, die die Risiken der PID als relevant einschätzten, die Vorlage befürworteten.

Tabelle 2.2: Verfassungsänderung zu r Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie im 
Hum anbereich -  S tim m verhalten  nach soziodem ografischen M erkm alen in 
Prozent Ja-S tim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja1 n K o rre la tio n s ­
koeffiz ien t*

Total VOX (gewichtet) 61.0 958

S prachreg ion

Deutschschweiz 58 543

Französische Schweiz 75 225

Ita lienische Schweiz 61 108

A nzahl K inder

*nOif>

Keine Kinder 69 221

1 Kind 69 138

2 Kinder 61 337

3 Kinder 51 177

4 oder m ehr Kinder 45 67

K irchgangshäufigkeit V=.23***

Religionslos 62 275

Kein K irchgang 66 78

Für spezie lle Anlässe 65 318

M ehrm als jäh rlich 71 UO

Einmal pro Monat 51 76

E inmal pro Woche 23 64

* Zur In terpreta tion der s tatis tischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben led ig lich  eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle un ter fünfzig lieg t und
deshalb keine statis tischen Schlüsse zulässt.
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

Nicht nur fü r die Regierung oder die Parteien, sondern auch fü r Kirchen und kirchennahe 
Organisationen kann ein Einfluss auf die Zustimmung festgeste llt werden. So lag diese bei 
Personen, die regelmässig einm al pro Monat (51 %) oder e inm al pro Woche (23%) in die K ir­
che gehen, deutlich tie fe r als bei Konfessionslosen (62%) und Personen, die nie (66%), nur 
fü r spezielle Anlässe (65%) oder m ehrm als jäh rlich  (71 %) eine Kirche besuchen. Keine gro-
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ssen Unterschiede sind dabei zwischen protestantischen (58%) und röm isch-katholischen 
(60%] Befragten zu erkennen, während die geringe Anzahl Befragter anderer Religions­
gruppen keine gesicherten Aussagen diesbezüglich zulässt.

Schliesslich hängt der Stimmentscheid auch m it der Anzahl eigener Kinder zusammen: Je 
m ehr Kinder eine Person hat, desto tie fe r ist die W ahrscheinlichkeit, dass sie die Verfas­
sungsänderung befürwortet. K inderreiche Personen nennen gleich häufig ethische Gründe 
fü r ihre ablehnende Haltung zur PID, haben zusätzlich aber grössere Befürchtungen bezüg­
lich we iterführender Forderungen oder m issbräuchlicher Nutzung und sind -  nicht über­
raschend -  deutlich häufiger in irgendeiner Form von der Änderung persönlich betroffen.

2.3 W ahrnehm ung

Nach dem Inhalt der Vorlage gefragt, nannten nur gerade 2% aller Befragten Aspekte derVer- 
fassungsänderung wie die zulässige Anzahl Embryonen oder den Umgang mit diesen. Dies 
lässt keine definitiven Aussagen darüber zu, wieviele Personen sich des Unterschiedszwischen 
der Verfassungs- und Gesetzesänderung und damit des genauen Inhalts der Vorlage bewusst 
waren. Die Inhaltsangaben zeigen jedoch deutlich, dass es für die Befragten bei der Abstim ­
mung in erster Linie um die Einführung der Präimplantationsdiagnostik ging. So nannten 39% 
der Befragten und sogar 59% derStimmenden konkrete Aspekte der PID als Hauptinhalte der 
Vorlage. Zu etwa gleichen Teilen legten die Befragten die Priorität dabei auf die Untersuchung 
der Embryonen (9%), auf die Diagnostik von Erbkrankheiten (10%) sowie auf den Zeitpunkt der 
Untersuchung vor der Implantation der Embryonen (10%). Diese Unterscheidung verdeutlicht, 
dass die entsprechende Kampagne in der Lage war, verschiedene wichtige Punkte der Vorlage 
zu verm itteln. Darauf deuten auch die weiteren Inhaltsangaben hin, bei denen 9% der Befrag­
ten auf die Folgen einer Einführung der Präimplantationsdiagnostik hinwiesen. 3% sprachen 
davon, dass Voruntersuchungen Krankheiten verhindern könnten, wobei dies sowohl positiv, 
im Sinne einer Verhinderung von Leid, als auch negativ, im Sinne einer eugenischen Auslese 
verstanden wurde. Vereinzelt wurde zudem auf Aspekte der Anpassung ans Ausland (2%) und 
der Forschung (2%) hingewiesen. Dieser relativ breite Informationsstand der Personen, die 
inhaltliche Angaben machen konnten, steht in Widerspruch zum mit 42% der Befragten und 
60 % der Nichtstimmenden sehr grossen Anteil an Personen, die nicht sagen konnten, um was 
es bei dieser Vorlage ging. Selbst bei den Stimmenden konnte knapp ein Fünftel (19%) keine 
Angabe zum Inhalt der Abstimmung machen. Diese hohen Werte deuten auf eine hohe Kom­
plexität derVorlage hin.19 Zudem verdeutlichen die erstgenannten Inhalte auch den technischen 
Charakter der Vorlage: Es ging vor allem um Diagnostikmöglichkeiten in Situationen, die die 
meisten Stimmenden persönlich nicht kennen. Dies stim m t auch mit der knapp durchschnittli­
chen persönlichen Betroffenheit der Befragten durch diese Vorlage überein.

19 Zum Vergleich: Die seit 2012 höchsten W erte von fehlenden Inhaltsangaben erre ichten der Bundes­
beschluss über die Regelung der Geldspiele zugunsten gem einnütziger Zwecke vom 11.03.2012 
(total 62%], der Bundesbeschluss über die medizinische Grundversorgung vom 18.05.20U (50%), 
die Änderung des Tierseuchengesetzes vom 25.11.2012 (48% bzw. 60%) und die aktue lle  S tipendien­
in itia tive (47%).
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Insgesamt konnte somit fast die Hälfte der Befragten (42%] keine Angaben zum Inhalt der 
Vorlage machen, während die andere Hälfte die Abstimmung als Verdikt über die Einführung 
der Präimplantationsdiagnostik wahrnahm. Dies ist aufgrund der Kampagne, die sehr stark 
auf die PID fokussierte, und der Tatsache, dass die Verfassungsänderung -  insbesondere 
eine Ablehnung derselben -  durchaus als Vorentscheid bezüglich der PID aufgefasst werden 
konnte, nicht überraschend.

Tabelle 2.3: Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie
im Hum anbereich -  W ahrnehm ung der Inhalte in Prozent Stim m berechtigte  
(nur Erstnennungen]

W ahrnehm un g* Total Stim m ende Nicht Stim m ende

% n % n % n

Änderung des V erfassungsartike ls 2 31 3 17 2 14

D iagnostik 39 588 59 386 24 202

...der Embryonen 9 142 13 83 7 59

...auf E rbkrankheiten 10 143 15 101 5 42

...vor Im plantation des Embryos 10 157 16 103 6 54

Folgen 9 142 12 78 8 64

davon: K rankheiten verhindern 3 44 3 20 3 24

Anpassung ans Ausland 2 32 2 15 2 17

Forschung 2 30 2 13 2 17

A llgem eines, Anderes, 
Hinweis auf Kampagne

3 40 3 20 2 20

Weiss nicht, keine A ntw ort 42 635 19 125 60 510

Total 100 1500 100 655 100 845

* Die Aussagen wurden nach Teilnahm e gewichtet.
©  U niversität Bern /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

2.1* Die S tim m m otive

Die Relevanz der PID fü r den Stimmentscheid zeigte sich auch bei den Motivnennungen. Nach 
den Motiven fü r ihre Ja-Stim m e zur Verfassungsänderung gefragt, nannte lediglich 1 % der 
Befürworterinnen Motive, die sich auf die Änderung des Verfassungsartikels, konkret also 
auf die Anzahl der Embryonen oder den Umgang m it diesen bezogen. In den meisten Fäl­
len wurde hingegen m it generellen Vorteilen der Präim plantationsdiagnostik argum entiert. 
Diesbezüglich können die Befürworterinnen der Verfassungsänderung grob in zwei Grup­
pen eingeteilt werden: Eine erste, grössere Gruppe betonte insbesondere die Vorteile der 
Präim plantationsdiagnostik (39%), während die zweite Gruppe die Anwendbarkeit der PID 
als Tatsache akzeptierte und sich deshalb fü r einen proaktiven Umgang damit aussprach 
(23%). Von gut einem V ierte l der Befürworterinnen (26%) und damit am häufigsten genannt 
wurden Motive, die vor allem  die positiven Auswirkungen der Präim plantationsdiagnostik auf 
das Wohl der Eltern in den M itte lpunkt stellten. Insbesondere ging es darum, es kinderlosen
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Paaren und Paaren m it Erbkrankheiten zu ermöglichen, gesunde Kinder zu bekommen (8%) 
und ganz allgemein den Gesundheitszustand ih rer Kinder bereits frühzeitig zu kennen (7%). 
Zu den Vorteilen fü r die Eltern kann auch die Konsequenz aus diesem Wissen gezählt w er­
den, nämlich dass sich ihnen dadurch eine W ahlfreiheit eröffnet (4%), die sie zwar zuvor be­
re its hatten, ohne dazu aber neu eine Abtreibung vornehmen lassen zu müssen. Dieser letzte 
Punkt wurde ebenfalls von 4% der Befragten als Vorteil der PID genannt. Neben diesen Vor­
teilen fü r die Eltern betonten 13% der Vorlagenbefürworterlnnen vor allem  die Vorteile, die 
die Präim plantationsdiagnostik fü r die Kinder m it sich bringt. Besonders w ichtig w ar diesen 
das Motiv, wonach durch die PID Kinder gesund und ohne schwere Krankheiten aufwachsen 
können (12%) und som it zukünftiges Leid verh indert werden kann (1 %|.

Tabelle 2.4: Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im 
Humanbereich -  Motive der Stimmenden (mehrere Antworten möglich)

Spontan g eäu sserte  G ründe fü r  den Entscheid

......

E rs t­
nennungen

A lle
Nennungen

% n % n

JA -S tim m ende

Vorte ile durch die PID** 39 219 52 294

davon: zum W ohl der E ltern (W ahlfreiheit, e rfü llb a re r 
K inderwunsch

26 146 37 211

davon zum Wohl des Kindes [Leid verm eiden, Gesund­
heit der Kinder)

13 73 16 92

PID bereits Tatsache (Ausland, Technologie) 23 130 35 200

Forschung 7 41 11 65

Persönliche Betro ffenheit 6 36 7 40

Allgem eines, Anderes 19 106 26 147

Empfehlungen 2 12 2 12

Weiss nicht, keine A ntw ort 4 25 61 348

Total 100 569 194 1106

N E IN -S tim m end e

Ethische Bedenken** 57 174 67 204

davon: E ingriff in die Natur 38 116 46 142

davon: gegen Q ualitä tskontro lle  beim Menschen 8 26 12 38

davon: gegen künstliche Befruchtung allgem ein 3 9 5 17

Zukünftige oder ungeplante Entw icklungen 13 40 21 63

Persönliche Betro ffenheit 4 11 4 12

A llgem eines, Anderes 17 53 26 79

Empfehlungen, Parolen 2 6 3 10

Weiss nicht, keine Antw ort 7 22 59 183

Total 100 306 180 551

* Die Aussagen wurden nach S tim m entscheid gewichtet.
**  Die Addition der Unterkategorien s tim m t nicht m it diesem W ert überein, da h ier Überschneidun­
gen zw ischen den Unterkategorien weggelassen worden sind.
©  U niversität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Wie bereits angetönt, ste llte  die Präim plantationsdiagnostik fü r viele Befürworterinnen 
eine Tatsache dar (23%), da sie im Ausland bereits beinahe übera ll erlaubt ist (20%) und 
den betroffenen Paaren dadurch der Zugang dazu kaum verw ehrt werden kann. Verein­
zelte Befürw orterinnen betonten auch, dass sich der technologische F ortsch ritt nicht auf­
halten lasse und 9% der Befragten nannten schliesslich Motive bezüglich der Forschung, 
die einerseits ein re la tiv grosses Vertrauen dieser Gruppe in die medizinische Forschung 
verdeutlichten und andererseits von der Floffnung geprägt waren, diese durch den positi­
ven Stimmentscheid we iter fördern zu können. 6% der B efürworterinnen argum entierten 
entweder m it einer persönlichen Betroffenheit durch Personen m it Behinderungen in der 
Familie oder durch vertie fte  Einblicke in die Problem atik aufgrund von betroffenen Perso­
nen im engeren Bekanntenkreis. Kaum Unterschiede zeigten sich abschliessend zwischen 
den Erst- und Mehrfachnennungen. Einzig das Motiv zur Forschung wurde etwas häufiger 
in den zweiten oder dritten  Antworten genannt als in der ersten A n tw ort und scheint somit 
fü r den Stimmentscheid eher zweitrangig gewesen zu sein.

Bei den Gegnerinnen der Verfassungsänderung dom inierten die ethischen Bedenken ge­
gen die Präim plantationsdiagnostik deutlich (57%).20 Am häufigsten wurde dabei die P rä­
im plantationsdiagnostik als E ingriff in die Natur k ritis ie rt (38%) und darauf hingewiesen, 
dass der Mensch nicht a lles kontro llie ren könne oder solle. Einen S chritt we iter gingen 
weitere 8%, die das Vorgehen nicht nur als E ingriff in die Natur, sondern als Qualitäts­
kontro lle am Menschen beurte ilten. Sie befürchteten, dass Personen m it Krankheiten oder 
Behinderungen in Zukunft als «lebensunwert» erachtet werden könnten und som it eine Se­
lektion des menschlichen Lebens stattfinden könnte. 3% der Befragten erachten zudem 
bereits die künstliche Befruchtung als unzulässigen E ingriff in die Natur und sprachen sich 
dementsprechend auch gegen die Änderung der Anzahl en tw icke lter Embryonen und gegen 
die vorgängige Untersuchung dieser Embryonen aus. 1 % der Vorlagengegnerinnen nannte 
religiöse Bedenken gegen die Präim plantationsdiagnostik als Ursache fü r ihren ablehnen­
den Stimmentscheid.

Während diese erste Gruppe die Möglichkeiten ablehnte, die die Präim plantationsdiagnostik 
m it sich bringt, fürchtete sich eine zweite Gruppe v ie lm ehrvor den nicht intendierten Folgen 
der Vorlage (13%). Dazu gehören einerseits weiterführende zukünftige Entwicklungen, de­
nen die Verfassungsänderung gemäss den Vorlagengegnerinnen Tür und Tor öffnen würde 
(7%), andererseits hatten 3% der Gegnerinnen auch Bedenken bezüglich des Missbrauchs 
der durch die Verfassungs- und Gesetzesänderungen legalisierten Möglichkeiten. Gemäss 
den nachfolgenden Argumenten umfassen diese Ängste unter anderem die Selektion von 
geschlechtlichen, äusserlichen oder charakterlichen Merkmalen. 2% der Gegnerinnen 
zeigten sich schliesslich im Allgemeinen kritisch gegenüber den medizinischen Entwick­
lungen, ohne dies genauer zu spezifizieren, und U %  lehnten die Vorlage aufgrund einer per­
sönlichen Betroffenheit ab.

20 Auch h ier argum entierte  ein verschw indend k le ine r Teil der Befragten m it spezifischen Argumenten 
bezüglich der Verfassungsänderung, während sich ein Grossteil auf die Ausw irkungen der PID bezog.
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2.5 Pro- und K ontra-A rgum ente

Als w ichtigstes der drei Pro-Argum ente fü r den Stimmentscheid erw ies sich die Aussage, 
wonach die Präim plantationsdiagnostik in der Schweiz erlaubt sein sollte, dam it Paare da­
fü r nicht ins Ausland reisen müssen. Dahinter steckt, wie in den Motivnennungen gesehen, 
vor allem  das Argum ent, wonach der Zugang zu den D iagnostikm öglichkeiten, wenn sie so­
wieso schon vorhanden sind und andernorts genutzt werden können, auch in der Schweiz 
gegeben sein soll. 95% der Ja-Stimmenden zeigten sich m it diesem Argum ent e inverstan­
den, während nur 30% der Nein-Stimmenden dieses guthiessen. Der Grossteil der Nein- 
Stimmenden wo llte  som it tro tz  existierender Möglichkeiten im Ausland die Schranken fü r 
die Präim plantationsdiagnostik in der Schweiz so hoch wie möglich belassen, um die -  wie 
aus den Kontra-Argumenten abzulesen ist -  von ihnen als sehr gross erachteten Gefahren 
der PID zu m inim ieren. Dabei zeigt sich, dass insbesondere diejenigen Personen, die die 
Präim plantationsdiagnostik aus ethischen Gründen ablehnen, dem Argum ent bezüglich des 
Auslands nichts Positives abgewinnen konnten. Dadurch dass die PID im Ausland erlaubt 
und durchführbar ist, w ird  sie fü r  die Gegnerinnen ethisch nicht richtig.

Die nächsten zwei Argumente versuchen die Einschätzung der Vorteile der PID durch die 
Befragten zu erfassen. Das erste davon verweist auf unnötige Risiken, die durch die Prä­
im plantationsdiagnostik verm ieden werden können, wobei diese Risiken nicht we iter spe­
z ifiz ie rt werden. Im Hinblick auf die Verfassungsänderungen können hier Komplikationen 
bei M ehrlingsschwangerschaften, aber auch die durch die neuen Gesetzesbestimmungen 
verringerten Risiken schwerer Krankheiten hinzugezählt werden. Die Zustimmung dazu 
w ar bei den Ja-Stimmenden m it 87% sehr hoch, während sich die Nein-Stimmenden un­
schlüssig waren, wie sie dieses Argum ent beurteilen sollen: 42% waren dam it e inverstan­
den, 49% lehnten es ab und 9% waren unsicher. Ähnlich sieht es auch beim dritten Pro- 
Argum ent aus, wonach es s innvoller ist, die Eizellen auf schwerwiegende Krankheiten zu 
untersuchen, bevor man sie einsetzt, als danach eine Abtreibung vorzunehmen. Auch hier 
zeigte sich neben einer deutlichen M ehrheit der Ja-Stimmenden (96%) auch die Hälfte a lle r 
Nein-Stimmenden m it dem Argum ent einverstanden (50%). Die Tatsache, dass die Nein- 
Stimmenden in 70% der Fälle dieselbe Meinung bezüglich beider Argumente aufwiesen, 
deutet darauf hin, dass grob drei jew eils etwa gleich grosse Gruppen der Vorlagengegne­
rinnen gebildet werden können: Diejenigen, die der PID durchaus Vorte ile zuschrieben, sie 
aber dennoch ablehnten, diejenigen, die sie ablehnten ohne ih r relevante Vorteile zuzubil­
ligen und diejenigen, die bezüglich der Vorteile der P räim plantationsdiagnostik gespalten 
waren. Der Vergleich m it den Stimmmotiven zeigt dabei, dass vor allem  die D irektbe tro ffe ­
nen und Personen m it ethischen Bedenken keine Vorteile in der PID sahen. Personen, die 
sich vor zukünftigen Entwicklungen und Missbrauch der Möglichkeiten fürchten, nahmen 
theoretisch durchaus Vorteile in der Präim plantationsdiagnostik wahr, schätzten aber die 
Gefahren als zu gross ein.

Obwohl also zahlreiche Nein-Stimmende durchaus positive Ausw irkungen der Verfas­
sungsänderung und der P räim plantationsdiagnostik anerkannten, sprachen sie sich den­
noch gegen die Vorlage aus. Der Grund dafür kann in ih rer grossen Sorge vor den negativen
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Auswirkungen der Präim plantationsdiagnostik gefunden werden, wie die nachfolgenden 
Kontra-Argum ente zeigen. Besonders w ichtig ist die Befürchtung der Vorlagengegnerin­
nen, aber auch der Befürw orterinnen, davor, dass die Präim plantationsdiagnostik fü r nicht 
intendierte Zwecke, hier explizit fü r die Selektion von geschlechtlichen, äusserlichen oder 
charakterlichen M erkm alen verwendet werden könnte. Ähnlich wie die Gegnerinnen der 
Verfassungsänderung auch bis zu einem gewissen Grad die Vorteile der PID guthiessen, 
finden sich auch durchaus Ja-Stimmende, die diese Risiken fürchten. Demnach pflichte­
ten 72% der Nein-Stimmenden und 45% der Vorlagenbefürworterlnnen dem Argum ent zu, 
wonach nicht s ichergeste llt werden kann, dass die PID nicht auch fü r die Selektion von an­
deren Merkmalen angewendet w ird. Das zweite Kontra-Argum ent erfasst einen ähnlichen 
Aspekt, fragte aber konkret nach der Gefahr von zukünftigen, weitergehenden Forderungen. 
Diesbezüglich zeigten sich die Vorlagengegnerinnen leicht k ritischer als zuvor (64% Zu­
stimmung], während die Ja-Stim m enden diesem Punkt kaum etwas abgewinnen konnten 
(23%). Ein drittes Risiko der PID bezog sich auf ihre Folgen fü r Menschen m it Behinderung. 
Die Gegnerinnen der Verfassungsänderungen sahen in der D iskrim in ierung von Personen 
m it Behinderungen aufgrund der neuen Möglichkeiten m ehrheitlich eine Gefahr (70%). Die 
Ja-Stimmenden hingegen erachten diese Möglichkeit kaum als gegeben (16%).

Insgesamt erw iesen sich hauptsächlich die Hilfestellungen durch Organisationen oder In­
stitutionen, denen die Stimmenden nahestehen und auf deren U rte il sie vertrauen, sowie 
die Einschätzung der allgemeinen Vor- und Nachteile der PID als entscheidend. Ob eine 
Person die Vorteile oder die Gefahren der Präim plantationsdiagnostik als zentra l erachtet, 
hing dabei insbesondere von ih re r Präferenz bezüglich einer trad itionellen oder modernen 
Schweiz ab.
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Tabelle 2.5: Verfassungsänderung zur Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie 
im Humanbereich -  Anklang der Pro- und Kontra-A rgum ente bei den 
Stim m enden in Prozent

P ro -A rg u m en te E inver­
standen

1%)

Nicht
e inverstand en

(%)

W eiss
nicht
1%)

Die P rä im plantationsd iagnostik in der 
Schweiz sollte  erlaubt sein, so dass 
Paare nicht fü r eine solche Behandlung 
ins Ausland reisen müssen.

Total 70 26 4

Ja 96 2 2

Nein 30 63 7

Durch die PID können unnötige Risiken 
fü r Paare m it K inderwunsch verm ieden 
werden.

Total 70 23 7

Ja 87 7 6

Nein 42 49 9

Es macht m ehr Sinn, eine Eizelle auf 
schwerw iegende Krankheiten zu un­
tersuchen bevor man sie einsetzt, als 
danach eine Abtreibung vorzunehmen.

Total 77 18 5

Ja 95 3 2

Nein 50 42 8

K o n tra -A rg u m en te E inver­
standen

1%)

Nicht
e inverstand en

(%)

W eiss
nicht
(%)

Es ist kann nicht sichergestellt werden, dass 
diese Technik nicht für die Selektion von 
geschlechtlichen, äusserlichen oder cha­
rakterlichen Merkmalen angewendet wird

Total 55 35 10

Ja 45 44 11

Nein 72 20 8

Die P rä im plantationsd iagnostik e rm ög­
lich t die gezielte Auswahl von Menschen 
und w ird weitere Forderungen wie 
Retterbabys nach sich ziehen.

Total 39 53 8

Ja 23 67 10

Nein 64 31 5

Durch die Präim plantationsd iagnostik 
w erden Menschen m it Behinderungen in 
Zukunft a ls «lebensunwert» betrachtet 
und deswegen d isk rim in ie rt.

Total 37 58 5

Ja 16 79 5

Nein 70 25 5

Resultate in Linienprozenten, Lesebeispiel: 70% a ller Stimmenden (96% der Ja-Stimmenden; 
30% der Nein-Stimmenden] pflichteten dem ersten Argument bei, 26% 12% der Ja-Stimmenden 
und 63% der Nein-Stimmenden] lehnten es ab und 4% (2%; 7%) konnten sich nicht entscheiden. 
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 958 (gewichtet).
© Universität Bern /g fs .bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 14.06.2015.
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3. VOLKSINITIATIVE «STIPENDIENINITIATIVE»

3.1 Ausgangslage

Die vom Verband der Schweizer Studierenden [VSS] lancierte Stipendieninitiative verlang­
te eine Harm onisierung der Stipendienvergabe durch eine Regelung des Stipendienwesens 
auf Bundesebene. Diese hätte den Studierenden nach gesamtschweizerisch einheitlichen 
Kriterien zudem Ausbildungsbeiträge zur Garantie eines m inimalen Lebensstandards e r­
möglicht. Stein des Anstosses fü r die Initianten waren die unterschiedlichen Vorausset­
zungen, Erfolgschancen und Beträge fü r Stipendien, die die Studierenden zwischen ihren 
Heimatkantonen zu erw arten hatten. Seit dem 1. März 2013 ist das Stipendienkonkordat in 
Kraft, dem bisher 18 Kantone21 beigetreten sind und das die Harm onisierung der kantonalen 
Stipendiengesetzgebungen durch gemeinsame Grundsätze und M indeststandards fü r die 
Vergabe von Ausbildungsbeiträgen zum Ziel hat.22 Dieses löse aber -  so die Zürcher Stu­
dierendenverbände -  aufgrund des fre iw illigen B e itritts  zum Konkordat und den teilweise 
sehr offen fo rm u lie rten  M indeststandards die Hauptproblem atik der grossen kantonalen 
Unterschiede nur ungenügend.23 Bundesrat und Parlam ent legten m it der Totalrevision des 
Stipendiengesetzes, das die Voraussetzung fü r  die Gewährung von Bundesbeiträgen an die 
Kantone regelt, einen indirekten Gegenvorschlag zur in itiative vor. Dabei wurden Gegen­
stand und Geltungsbereich des aktuellen Gesetzes nicht verändert, sondern der Anspruch 
der Kantone auf Gewährung von entsprechenden Bundesbeiträgen von der Erfüllung der 
vom Konkordat geforderten Harm onisierungsbestim m ungen abhängig gemacht.24

Im Parlam ent folgte die Initiative nicht überraschend einem Links-Rechts-Konflik t m it ei­
ner bürgerlich-konservativen Koalition aus SVP, FDP.Die Liberalen, BDP, CVP und GLP auf 
der einen sowie einer links-grünen Koalition aus SP und Grünen auf der anderen Seite. 
Zwar empfanden Parlam entarie r aus allen Lagern die grossen kantonalen Unterschiede 
als problem atisch und eine Harm onisierung derselben als notwendig, dennoch sprach sich 
eine Mehrheit gegen die Kompetenzverlagerung von den Kantonen zum Bund aus.25 Neben 
dem E ingriff in die kantonale B ildungshoheit fürchteten die P arlam entarie r auch die hohen 
Mehrkosten von 450 bis 550 M illionen Franken, die die Vorlage verm utlich m it sich gebracht 
hätte. Entsprechend lehnte der Nationalra t die Initiative in der Schlussabstimmung m it 135 
zu 58 Stimmen und der Ständerat m it 32 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Der in­
direkte Gegenvorschlag des Bundesrates, bei dem lange Zeit unterschiedliche Ansichten

21 h ttp ://w w w .edk.ch/dyn /9966.php, Stand: 15.07.2015.
22 http ://w w w .edudoc.ch /sta tic /w eb/arbe iten /stip_kurz in fo_d.pd f
23 h ttp ://w w w .stipend ien in itia tive .ch /b log /zu% C C % 88rcher-d iskussion-zum -stipend ienkonkorda t/ 

(zuletzt geöffnet am 25.07.2015).
24 http ://w w w .parlam ent.ch/d /w ahten-abstim m ungen/vo lksabstim m ungen/vo lksabstim m ungen-2015 / 

D ocum ents/verhandlu ngen-13-058-2015-06-14.pdf
25 h ttp ://w w w .parlam ent.ch/d /w ahlen-abstim m ungen/vo lksabstim m ungen/vo lksabstim m ungen-2015/ 

D ocum ents/verhandlu ngen-13-058-2015-06-U .pdf
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zwischen National- und Ständerat bezüglich der Notwendigkeit der Einhaltung m aterie lle r 
Mindeststandards bestanden hatten, wurde schliesslich m it 138 zu 53 Stimmen bei 4 Ent­
haltungen und 37 zu 5 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen.

Die klare Links-Rechts-Konstellation übertrug sich auch auf die Parolenfassung. So be­
schlossen die SP, die GPS und die EVP die Ja-Parole, die übrigen im nationalen Parlam ent 
vertretenen Parteien gaben die Nein-Parole aus. Unterstützt wurde die Initiative unter an­
derem von der Unia, von Travail.Suisse und von vpod, dagegen sprachen sich die economie- 
suisse und der Schweizerische Arbeitgeberverband aus.

Der Abstim m ungskam pf zur Stipendieninitiative stand stark im Schatten der anderen drei 
Vorlagen, so dass sich die mediale Berichterstattung zu den vier Vorlagen nur in 10% a lle r 
Beiträge m it derStipendieninitiative befasste. Insgesamt wies sie dadurch einen dertie fs ten 
Resonanzwerte seit 2013 auf24, was zudem m it der sehr zögerlich verlaufenden Kampagne 
übereinstim m te. Die Initiative wurde kla r verworfen: 72.5% der Stimmenden und alle Kan­
tone sprach sich gegen die Vorlage aus, nur 27.5% der Stimmenden nahmen sie an. Am 
höchsten lag die Zustimmung im Kanton Genf m it 42.2%, am tiefsten im Kanton Appenzell 
Innerrhoden m it 13.0%.

3.2  Das Profil der Stim m enden

Entsprechend der Situation im Parlam ent und bei der Parolenfassung zeigte sich der L inks- 
Rechts-Konflikt auch bei den Stimmenden. So waren Personen, die sich selber als links 
einstuften, der Stipendieninitiative signifikant positiver gesinnt. Einzig von den Personen, 
die sich selbst im politischen Spektrum links aussen positionieren, befürworteten deut­
lich mehr als die Hälfte (68%) die Initiative, während alle anderen Positionierungen auf der 
Links-Rechts-Achse m it einer ablehnenden Haltung zur Vorlage einhergingen. Entspre­
chend konnten die Initianten nur (knapp) auf die Unterstützung der SP-Sympathisantlnnen 
(51 %) (sowie tendenziell der GPS-Sympathisantlnnen) zählen. Im Unterschied zu typischen 
Links-Rechts-Vorlagen erre ichte die Stipendieninitiative also auch im Lager der SP keine 
klare Mehrheit. Dies könnte darauf zurückgeführt werden, dass Stipendien nicht zu den 
Kernanliegen der Linken innerhalb des Links-Rechts-Gegensatzes gezählt werden können. 
Die meisten anderen Stimmenden begegneten der Vorlage m it deutlicher Ablehnung. Die 
zweithöchste Zustimmung fand die Vorlage noch bei den Parteilosen (27%), wohingegen die 
Anhängerinnen der CVP (17%), der FDP.Die Liberalen (15%) und der SVP (12%) kla r dagegen 
votierten. Wer zudem Präferenzen fü r S taatseingriffe hegt, stim m te der Vorlage eher zu 
(46%), als Personen, die Marktlösungen bevorzugen (19%), was ebenfalls den Einfluss des 
Links-Rechts-Gegensatzes verdeutlicht.

“ Fo rschungsinstitu t Ö ffentlichkeit und G esellschaft foeg, 
http://www.foeg.uzh.ch/analyse/dossier/Abstinnm ungsm onitor_Juni_2015.pdf

31

http://www.foeg.uzh.ch/analyse/dossier/Abstinnmungsmonitor_Juni_2015.pdf


Tabelle 3.1: Volksinitiative «Stipendieninitiative» -  Stim m verhalten nach politischen 

M erkm alen in Prozent Ja-Stim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja* n K o rre la tio n s -
k oe ffiz ien te“

Total VOX (gewichtet] 26.8 902

Einordnung auf d e r L inks-R echts -A chse V = .4 0 ***

Links aussen 68 102

Links 42 154

Mitte 20 278

Rechts 14 190

Rechts aussen 13 139

Weiss nicht (13) 24

P arte ive rb u n d e n h e it V = .3 3 * **

SP -  Sozialdem okratische Partei 51 167

CVP -  C hris tlichdem okra tische Volkspartei 17 84

FDP.Die Liberalen 15 135

SVP -  Schweizerische V olkspartei 12 156

GPS -  Grüne Partei Schweiz (58) 24

GLP -  G rünliberale Partei (29) 26

BDP -  B ürgerlich  Dem okratische Partei (15) 25

Keine Partei 27 128

W e rtvo rs te llu n g : S taat vs. M a rk t V = .2 0 * **

M ehr Staat 46 132

Gemischt 29 324

M ehr M ark t/D eregulie rung 19 410

W e rtvo rs te llu n g : Z e n tra lis m u s  vs. Födera lism us V = .1 7 ***

Bund 41 166

Gemischt 26 402

Kantone 19 307

W e rtvo rs te llu n g : C hancengle ichheit a llg em e in V = .2 1 ***

Chancengleichheit nicht so w ichtig 38 282

Gemischt 28 270

Chancengleichheit seh r w ichtig 16 347

Einfluss des fa m iliä re n  H in te rg ru n d s  darau f, w as man im Leben e rre ich en  kann n.s.

Grösser E influss des fam iliä ren  H intergrunds 29 540

Weder noch 26 101

Geringer E influss des fam iliä ren H intergrunds 22 244

• Zur Interpreta tion der s tatis tischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben ledig lich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle un ter fünfzig liegt und 
deshalb keine statis tischen Schlüsse zulässt.
©  U niversität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Die nächsten zwei Einflussfaktoren können auf zwei prominente Aspekte der Kampagne 
zurückgeführt werden. Darin hatten die Gegnerinnen betont, dass Stipendien als Teil der 
Bildungshoheit der Kantone in deren Gestaltungsbereich gehören und nationale Lösun­
gen som it nicht erwünscht seien. In Übereinstim m ung m it diesem Argum ent zeigten sich 
die Befürworterinnen von föderalen Lösungen k la r k ritischer gegenüber der Initiative und 
stim m ten ihr nur zu 19% zu. Von den Anhängerinnen von Bundeslösungen befürworteten 
sie hingegen 41%. Als Gegenstück zum Föderalism us-Argum ent der Gegnerinnen argu­
m entierten die Initianten unter anderem m it einer grösseren Chancengleichheit bei einer 
schweizweit gleichen Regelung. Die Relevanz dieses Argum ents kann durch die Berück­
sichtigung der W ertepräferenzen der Befragten bezüglich Chancengleichheit verdeutlicht 
werden. Diejenigen Personen, die Chancengleichheit in verschiedenen Bereichen als sehr 
w ichtig erachten, stim m ten zu 38% fü r die Stipendieninitiative, die Personen die Chancen­
gleichheit als weniger dringliches Problem wahrnehmen, sprachen sich nur zu 16% fü r die 
Vorlage aus. Als nicht signifikant erw ies sich dabei die Einschätzung der W ichtigkeit des 
fam iliären Flintergrunds fü r die Möglichkeiten einer Person.

Gesellschaftliche Merkmale waren nur von m arg ina ler Bedeutung fü r den Stimmentscheid 
zur Stipendieninitiative. So zeigen sich weder das Haushaltseinkommen noch die Bildung, 
das A lte r oder das Geschlecht massgeblich fü r das individuelle S tim m verhalten verantw ort­
lich. Einzig die Sprachregion erw eist sich als w ichtige Determ inante des Stimmentscheids. 
Während die Befragten aus der Deutschschweiz die Stipendieninitiative nur zu 25% und die 
italienischsprachigen Schweizerinnen zu 29% befürworteten, lag die Zustimmung in der 
Westschweiz bei 36%. Dabei zeigt sich, dass Letztere der Initiative unabhängig von ih rer 
Einschätzung der Argumente positiver gegenüberstanden als die Deutschschweizerin­
nen. So ist es auch nicht entscheidend, dass die W estschweizerinnen verglichen m it den 
Deutschschweizerinnen eher der Meinung waren, dass die Unterschiede zwischen den Kan­
tonen gerechtfertig t seien. Denn die durchschnittlich stärkeren linken Präferenzen und die 
stärkere W irkung der Pro-Argum ente auf die Befürworterinnen, konnten diese Differenz 
mehr als ausgleichen.
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Tabelle 3.2: Volksinitiative «Stipendieninitiative» -  Stim m verhalten nach sozio- 
dem ografischen M erkm alen in Prozent Ja-Stim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja n K o rre la tio n s ­
k o e ffiz ien t“

Total VOX (gewichtet] 26.8 902

Sprachreg ion V = .0 9 ***

Deutschschweiz 25 501

Französische Schweiz 36 212

Ita lienische Schweiz 29 108

H au shaltseinkom m en ns.

Bis 3000 CHF 26 54

3-5000 CHF 23 155

5-7000 CHF 27 221

7-9000 CHF 37 141

9-11 000 CHF 26 111

Über 11 000 CHF 24 121

Bildung ns.

Tief (23] 41

M itte l 22 263

Hoch 29 598

1 Zur Interpreta tion der sta tistischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben ledig lich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle un ter fünfzig liegt und 
deshalb keine statis tischen Schlüsse zulässt.
©  Universität Bern /  g fs.bern: VOX-Analyse der e idgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

3.3 W ahrnehm ung

Die Inhaltswahrnehm ung der Stipendieninitiative w iderspiegelt einerseits das einfach fo r­
m ulierte  Grundanliegen derVorlage, andererseits die wenig intensive Kampagne. So nannte 
m it 43% knapp die Hälfte a lle r Befragten die Vereinheitlichung der Stipendien als Hauptin­
halt der Initiative. Trotz dieser eindeutigen Konzentration auf die Vereinheitlichung stellten 
die Befragten unterschiedliche Ziele davon in den M ittelpunkt. Neben einer ersten Gruppe, 
fü r die konkret die Harm onisierung der Regeln zentra l w ar (13%], erachtete eine weitere 
Gruppe vor allem  die Regelung des Bereichs auf Bundesebene als w ichtig (23%). Im Gegen­
satz dazu begriff eine kleinere Gruppe die Vorlage als Ende der kantonalen Unterschiede 
im Stipendienwesen (6%). Zentra l sind diese Unterschiede, weil sie bereits einen Ausblick 
auf die Motive fü r den Stimmentscheid geben. Weitere Inhalte wurden nur von einzelnen 
Personen genannt, am häufigsten angeführt wurde dabei die Fairness, die die neue Rege­
lung bringen so llte  (4%) oder die grössere Anzahl Stipendien, die 3% der Befragten m it der 
Vorlage in Verbindung brachten. Überraschend nannten nur 2% der Befragten das Stich­
w o rt «Stipendien» ohne weitere Inhaltsangabe, was bei der Vielzahl an Befragten, die keine
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inhaltlichen Angaben machen konnten, und dem vielsagenden Titel der Vorlage, erstaunt. 
So konnte schliesslich fast die Hälfte a lle r Befragten (47%) nicht sagen, worum  es bei der 
Stipendieninitiative ging. Wie bereits bei der Wahrnehmung der Verfassungsänderung zur 
Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich aufgeführt, liegt dieser W ert 
im m itte lfris tigen Vergleich relativ hoch und weist dam it auf das mangelnde vorlagenspezi­
fische Wissen der Befragten hin. Selbst 21 % der Stimmenden konnten nicht genauer spezi­
fizieren, worum  es bei der Stipendieninitiative ging.

Tabelle 3.3: Volksinitiative «Stipendieninitiative» -  Wahrnehmung der Inhalte in Prozent 
Stim m berechtigte (nur Erstnennungen)

W ahrnehm un g* Total Stim m ende Nichtstim mende

% n % n % n

Vereinheitlichung der Stipendien** 43 639 66 429 25 210

davon: Vereinheitlichung 13 191 18 118 9 73

davon: Regelung auf Bundesebene erw ünscht 23 349 37 244 12 105

davon: kantonale Unterschiede abschaffen 6 99 10 66 4 33

Gleichheit /  Fairness 4 58 4 28 4 30

Mehr Stipendien 3 44 4 23 3 21

Stipendien allgem ein 2 23 1 10 2 13

Allgem eines, Anderes 3 36 4 24 1 12

Weiss nicht, keine A ntw ort 47 698 21 140 66 558

Total 100 1500 100 655 100 845

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet.
**  Die Addition der Unterkategorien s tim m t nicht m it diesem W ert überein, da h ier Überschnei­

dungen zw ischen den U nterkategorien weggelassen worden sind.
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

3.4  Die Stim m m otive

Die Stimmmotive des Ja-Lagers widerspiegeln das Hauptargument der Pro-Kampagne, 
wonach die unterschiedlichen Vergabekriterien und Stipendienbeträge zwischen den Kan­
tonen unfair seien. Dieses Argum ent wurde von 36% der Ja-Stimmenden insbesondere als 
Notwendigkeit der Vereinheitlichung der Vergaberegeln zwischen den Kantonen aufgefasst 
und lässt sich som it p rim är als K ritik  am Föderalismus und als Präferenz fü r eine Bun­
deslösung verstehen. Demnach w ird es in der Deutschschweiz auch signifikant häufiger 
genannt als in der Westschweiz. Weitere 32% verstanden die Stipendieninitiative als Mög­
lichkeit, durch die neue Bundesregelung Fairness und Chancengleichheit zwischen den 
Studierenden zu schaffen. Dieses Motiv s te llte  in erster Linie den Fairnessaspekt der Neue­
rung in den M itte lpunkt und zeigte sich demnach unabhängig von den Präferenzen bezüglich 
des Föderalismus. Als weitere Argumente wurden die Absicht, den Jungen und/oder den
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Studierenden zu helfen (8%), sowie die persönliche Betroffenheit (6%) als Eltern einer s tu ­
dierenden Person oder a ls StudierendeR selbst genannt.

Bei den Stimmmotiven der Nein-Stimmenden dom inierte das Föderalism us-M otiv sehr 
deutlich. 36% a lle r Vorlagengegnerinnen sprachen sich demnach aufgrund ih rer Präferenz 
fü r eine kantonale Stipendienpolitik gegen die Initiative aus. Darin inbegriffen sind die 5% 
der Erstnennungen, die darauf hinweisen, dass Bemühungen um eine einheitliche Lösung 
zwischen den Kantonen durch das Stipendienkonkordat und den indirekten Gegenvorschlag 
des Bundesrates bereits im Gange sind. Während die M ehrheit dieser Antwortenden zwar 
die Unterschiede zwischen den Kantonen nicht guthiess, legte sie W ert auf eine kantonale 
Lösung des Problems. Einen S chritt weiter gingen 11 % der Vorlagengegnerinnen, die nicht 
nur kantonale Lösungen bevorzugten, sondern die unterschiedlichen Stipendienregelungen 
im Hinblick auf die verschiedene Situationen der Studierenden in den Kantonen oder der 
Kantone selbst als gerech tfe rtig t empfanden. Sie lehnten demnach nicht nur den Lösungs­
vorschlag der Initiative fü r das Problem ab, sondern bestritten zudem, dass ein Problem 
existiert. Auch dieses Föderalism usargum ent wurde in der Westschweiz durchschnittlich 
weit häufiger genannt als in der Deutschschweiz.

Daneben erw eist sich vor allem  das Motiv, wonach das Studieren heute im Vergleich zur Be­
rufsbildung zu a ttrak tiv  sei, als w ichtig |17%). Dabei verwiesen die Befragten einerseits auf 
die einseitige Regelung der Stipendieninitiative fü r  die Tertiärstufe unter N ichtberücksichti­
gung der Sekundarstufe II (1 %) und andererseits auf die Stipendienvergabe und das Studi­
um an sich. Anzeichen fü r  eine zu grosse A ttrak tiv itä t des Studiums stellten fü r sie die als 
zu hoch oder als zu einfach zugänglich empfunden Stipendien dar (1 %] sowie die Einschät­
zungen, wonach es allgemein zu viele Studierende gäbe (1 %) und dass Studierende heute 
ih r Einkommen kaum selber verdienen müssten (2%). Besonders häufig äusserten Sympa- 
thisantlnnen der SVP dieses Motiv. Weitere 10% sprachen sich schliesslich ganz allgemein 
fü r den Status Quo aus, ohne genauer zu spezifizieren, wieso sie diesen befürworten. Dies 
deutet verm utlich ebenfalls auf eine mangelnde Kenntnis des Inhalts hin, wie sie bereits 
zuvor festgeste llt werden konnte. Eine weitere M inderheit von 2% erachtete die Änderungen 
schliesslich als zu teuer, schien sie ansonsten aber zu befürworten.

Insgesamt erachteten sowohl die Befürworterinnen als auch die Gegnerinnen der Stipen­
dieninitiative die Unterschiede zwischen den Kantonen als w ichtigsten Aspekt fü r ihren 
Stimmentscheid. Während sich die Gegnerinnen nicht einig waren, ob diese Unterschiede 
gerechtfertig t sind oder durch interkantonale Regelungen beseitigt werden sollen, bevor­
zugten die Befürw orterinnen eine einheitliche Bundeslösung, die die Chancengleichheit 
zwischen den Studierenden w iderherste llen sollte.
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Tabelle 3.4: Volksinitiative «Stipendieninitiative» -  Motive der Stimmenden
(m ehrere Antworten möglich)

.............-..............— .......  . . . .  . . .

Spontan geäusserte  G ründe fü r  den Entscheid*
■

Erstnennungen A lle  Nennungen

% n % n

JA -Stim m ende

Vereinheitlichung zw ischen Kantonen 36 120 41 137

Fairness, alle sollen die gleichen Chancen haben 32 106 41 137

Jungen helfen 8 25 9 31

Persönlich betroffen 6 20 8 27

A llgem eines, Anderes, Empfehlungen 9 29 13 43

Empfehlung 2 7 2 7

Weiss nicht, keine A n tw ort 7 25 73 242

Total 100 332 187 624

N E IN -S tim m ende

Für den Föderalismus 36 177 42 207

davon: Konkordat oder ind irek te r Gegenvorschlag 5 25 7 37

Studieren zu a ttrak tiv 17 82 21 106

Unterschiede in Stipendien ge rech tfe rtig t 11 57 16 78

Status Quo ist gut 10 48 12 61

Änderungen zu teuer 2 12 5 26

Anderes, A llgem eines, Empfehlungen 10 51 13 65

Empfehlung 3 14 4 18

Total 100 495 181 898

* Die Aussagen wurden nach S tim m entscheid gewichtet.
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen A bstim m ungen vom 14.06. 2015.

3.5 Pro- und K ontra-A rgum ente

Prinzipiell anerkannte eine deutliche Mehrheit a lle r Befragten (63%) die heutige Regelung 
des Stipendienwesens m it ihren kantonal unterschiedlichen Grundsätzen als problematisch. 
So hiessen 91 % der Ja-Stimmenden, aber auch 53% der Nein-Stimmenden das Argument, 
wonach der Zugang zu Stipendien nicht davon abhängig sein sollte, in welchem Kanton je ­
mand wohnt, gut. Auch hier lassen sich die erwähnten zwei Gruppen der Vorlagengegnerin­
nen erkennen: Die erste Gruppe akzeptierte die Problematik der ungleichen Stipendien als 
solche, bevorzugte aber eine föderalistische Lösung dafür (53%). Die andere Gruppe em p­
fand die unterschiedliche Vergabepraxis zwischen den Kantonen als gerech tfe rtig t (43%). 
Insgesamt scheinen daher beide Gruppen eine Präferenz fü r den Föderalismus zu hegen, 
was sich im nächsten Argum ent bestätigt: Die Frage, ob die Harm onisierung der Stipendien 
in die Zuständigkeit der Kantone anstelle des Bundes falle, bejahten beide Gruppen und die 
Vorlagengegnerinnen insgesamt deutlich (85%). Bei den In itia tivbefürworterlnnen lag die 
Zustimmung zu diesem Argum ent hingegen nur bei 29%. Auch dieses Ergebnis deutet somit 
auf die zentrale Relevanz der Föderalismuspräferenz fü r den Stimmentscheid hin.
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So kla r die Lager bei der Föderalism usfrage ersichtlich waren, so vage blieben sie bezüg­
lich der weiteren Argumente. Sowohl Befürworterinnen als auch Gegnerinnen zeigten sich 
unsicher über die W irkung der Stipendien auf die Studiendauer, was man unter anderem 
am vergleichsweise hohen Anteil der Personen, die m it «weiss nicht» geantwortet haben, 
erkennt. Insgesamt erachten 37% derVorlagengegnerlnnen und 69% der Befürworterinnen 
Stipendien als hilfreich, um die Studiendauer zu reduzieren. Einig waren sich die Befragten 
m ehrheitlich darüber, dass Stipendien nicht nuran Studierende, sondern auch an Lehrlinge 
und andere Personen in Ausbildung vergeben werden sollen. Und obwohl dieses Argum ent 
aufgrund der Beschränkung der Stipendieninitiative auf die Tertiärstufe von den Initia tiv­
gegnerinnen als Gegenargument vorgebracht worden war, zeigten sich die Ja-Stimmenden 
leicht s tärker damit einverstanden (65%) als die Nein-Stimmenden (56%). Anscheinend 
empfanden die Befürworterinnen der Stipendieninitiative ihre Beschränkung auf die Terti­
ärstufe daher nicht als Abbau der Leistungen der Sekundarstufe II, sondern als einseitiger 
Ausbau, dem alsbald ein vollständiger Ausbau folgen könnte und sollte.

Tabelle 3.5: Volksin iliative «S tipendien in itia tive»  -  Anklang der Pro- und K ontra- 
Argum ente bei den Stim m enden in Prozent

P ro -A rg um en te E inverstanden
(%)

Nicht
e inverstanden

1%)

W eiss nicht 
l% l

Der Zugang zu Stipendien so llte  nicht 
davon abhängig sein, in welchem Kanton 
jemand wohnt.

Total 63 33 4

Ja 91 6 3

Nein 53 43 4

Stipendien verkürzen die Studiendauer 
und reduzieren som it die Kosten eines 
Studiums fü r die Gesellschaft.

Total 46 43 11

Ja 69 20 11

Nein 37 51 12

K ontra -A rgu m ente Einverstanden
(%l

Nicht
e inverstanden

1%)

W eiss nicht 
1%)

Die Harm onisierung der Stipendien fä llt 
in die Zuständigkeit der Kantone und so ll 
von diesen geregelt werden.

Total 70 26 4

Ja 29 68 3

Nein 85 11 4

Stipendien sollten nicht nur an Studie­
rende, sondern auch an Lehrlinge und 
andere Personen in Ausbildung vergeben 
werden.

Total 58 35 7

Ja 65 29 6

Nein 56 37 7

Resultate in Linienprozenten. Lesebeispiel: 63% a lle r Stimmenden 191 % der Ja-Stimmenden;
53% der Nein-Stimmenden) pflichteten dem ersten Argument bei. 33% (6% der Ja-Stimmenden und 
43% der Nein-Stimmenden) lehnten es ab und 4% 13%; 4%) konnten sich nicht entscheiden. 
Gesamtheit derantwortenden Stimmenden = 902 (gewichtet).
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 14.06.2015.
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Die Initianten der Vortage hatten in Übereinstimmung m it dem Links-Rechts-Konftikt vor 
der Abstimmung grösstenteils die Chancengleichheit und die positive W irkung von Stipendi­
en betont und insbesondere m it ersterem  Argum ent durchaus einen Teil der S tim m bürger­
schaft erre icht. Insgesamt zeigt sich das Föderalism us-M otiv aber sowohl fü r die Vorlagen­
gegnerinnen als auch die Befürworterinnen als zentral. Die Stipendieninitiative wurde von 
den Stimmenden vor allem  als A ngriff auf die Bildungshoheit der Kantone erachtet und als 
solcher je nach Lager positiv oder negativ gewertet. Bei den Föderalism usbefürworterlnnen 
w ird dabei deutlich, dass der Bildungsbereich als eines der letzten Bollwerke der Kantone 
nicht ohne weiteres einer weiteren Zentra lis ierung preisgegeben werden soll.
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U. VOLKSINITIATIVE «MILLIONEN-ERBSCHAFTEN 
BESTEUERN FÜR UNSERE AHV»

4.1 Ausgangslage

LDie Volksinitiative «M illionen-Erbschaften besteuern fü r unsere AHV» -  kurz Erbschafts­
steuerinitiative genannt die von Vertretern aus den Reihen der SP und der Grünen lan­
c ie rt worden war, wollte eine Erbschafts- und Schenkungssteuer auf Bundesebene in der 
Höhe von 20% einführen. Ihre Erträge sollten zu zwei D ritte ln dem AHV-Ausgleichsfonds 
und zu einem D ritte l den Kantonen zugutekommen. Im Ausgleich dazu wären die kantona­
len Erbschafts- und Schenkungssteuern aufgehoben worden, so dass in der Folge Beträge 
von weniger als insgesamt zwei Millionen Franken und 20'000 Franken pro Jahr sowie alle 
Nachlässe und Schenkungen an Ehepartner oder eingetragene Partner in allen Kantonen 
steuerfre i gewesen wären. Vermögen, die diese Grenzen überschreiten, hätten neu aber 
auch dann zu 20% versteuert werden müssen, wenn sie an die direkten Nachkommen ver­
erb tw orden wären. Die Initiative sah zudem eine rückw irkende Besteuerung von Schenkun­
gen ab Januar 2012 vor, die ebenfalls auf Gesamtbeträge von über zwei Millionen Franken 
angefallen wäre. Weiter beinhaltete sie den Auftrag an das Parlament, Sonderregelungen 
fü r die Besteuerung von vererbten Unternehmen und Landw irtschaftsbetrieben zu schaf­
fen, die von den Erbinnen noch mindestens zehn Jahre we itergeführt werden.

Die Initianten beurteilten Erbschaften als Einkommen ohne Leistung und erachteten die 
Erbschaftssteuer deshalb als fa irste  Steuer überhaupt. Sie wiesen darauf hin, dass eine 
Steuer auf Erbschaften «kein linkes Projekt, sondern ein urliberales Anliegen» darstelle, 
weil sie die persönliche Leistung des Einzelnen und nicht seine Herkunft in den M ittelpunkt 
ste lle .27 Die Erbschaftssteuerinitiative trage zur Reduktion der Vermögenskonzentration in 
der Schweiz bei und helfe gleichzeitig, die grossen Probleme des demographischen Wan­
dels fü r die AHV zu dämpfen. Trotz den möglichen Sonderregelungen fü r die KMU stellte 
der Hauptkritikpunkt der Initiativgegnerinnen ihre Sorge um die Familienbetriebe dar. So 
binde die Erbschaftssteuer viel Kapital, das aufgrund der zehnjährigen Ü bertragungsfrist 
b lockiert wäre, was die Betriebe vor finanzielle Probleme stellen könnte. Zudem erachte­
ten die Gegnerinnen die Erbschaftssteuer als Mehrfachbesteuerung, da dieselben Gelder 
von den Erblasserinnen bereits als Einkommen und Vermögen versteuert worden waren. 
Wie bei Initiativen häufig der Fall, wurden neben diesen Hauptkritikpunkten zahlreiche zu­
sätzliche Kontra-Argum ente ins Feld geführt: Die Rückwirkungsklausel bei Schenkungen 
wurde als Verstoss gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit gewertet, die Regelung auf 
Bundesebene wurde als s tarker E ingriff in die Steuerhoheit der Kantone erachtet und der 
Freibetrag von zwei Millionen Franken wurde als zu tie f k ritis ie rt, da durch die hohen Immo-

27 http://w ww .nzz.ch /m einung/debatte /e ine-fa ire-und-libera le-steuer-1 .18530385
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bilienpreise in der Schweiz m öglicherweise auch die Vererbung von Wohneigentum schw ie­
rig geworden wäre und sich die Initiative so bis in den M ittelstand hätte auswirken können.

Wie so häufig bei Steuervorlagen folgten die Debatte und die Lagerbildung im Parlament 
dem Links-Rechts-Schema: Die M itglieder der Fraktionen der SP und der Grünen, unter­
s tü tzt von den beiden EVP-Parlam entarierinnen, stim m ten geschlossen fü r die Annahme 
der Initiative, während sich alle anderen Parlam entarie r gegen die Vorlage aussprachen. 
Demnach lehnte der Nationalrat die Vorlage m it 135 zu 60 Stimmen und der Ständerat m it 
34 zu 9 Stimmen ab. Die Lagerbildung übertrug sich auf die Parolenfassung: Die SP, die 
GPS und die EVP gaben die Ja-Parole aus, alle anderen im Nationalrat vertretenen Parteien 
empfahlen ihren Anhängerinnen die Ablehnung der Initiative. Befürwortet wurde die In iti­
ative unter anderem vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund SGB, dagegen engagierten 
sich die economiesuisse, der Hauseigentümerverband und zahlreiche weitere Branchen­
verbände. Anders als die letzten von linken Kreisen lancierten w irtschaftlichen Initiativen 
e rfuh r die Erbschaftssteuerinitiative eine deutlich geringere mediale Aufm erksam keit, was 
insbesondere m it der überdurchschnittlich starken Thematisierung des RTV-Gesetzes zu­
sammenhing.28 Hingegen lancierten vor a llem  die Gegnerinnen eine engagierte Kampagne, 
die die Probleme fü r die KMU in den M ittelpunkt stellte. Die Initiative wurde m it insgesamt 
29.0% Zustimmung und 71.0% Ablehnung von allen Ständen kla r verworfen. Am höchsten 
lag die Zustimmung im Kanton Basel-Stadt m it 41.3%, am tiefsten im Kanton W allis m it 
15.7% Zustimmung.

4.2  Das Profil der Stim m enden

Auch fü r die Erbschaftssteuerinitiative bestätigte sich der Einfluss des im Parlam ent und 
in der Parolenfassung angedeuteten Links-Rechts-Konflik ts fü r den Stimmentscheid der 
Individuen. So sprachen sich, wie fü r die Stipendieninitiative auch, nur diejenigen Personen 
fü r die Einführung einer nationalen Erbschaftssteuer aus, die sich selbst auf der Links- 
Rechts-Skala links aussen positionierten. Ihre Zustimmung fie l m it 77% relativ hoch aus. 
Bei knapp 50% lag die Zustimmung bei den Personen, die sich selber als links bezeichnen 
(49%). Deutlich tieferen Zuspruch erh ie lt die Initiative bei den Befragten in der Mitte des 
L inks-Rechts-Spektrum s (19%), rechts (13%) oder rechts aussen (15%). Dementsprechend 
und in Übereinstimmung m it den Parteiparolen sprachen sich auch lediglich die Anhänge­
rinnen der SP fü r die Vorlage aus (67%), während die Sympathisantlnnen der CVP (16%), 
SVP (16%) und FDP.Die Liberalen (10%) sowie die Parteilosen (16%) die Vorlage k la r ablehn­
ten.”  Damit w ird ersichtlich, dass das Stimmverhalten zur Erbschaftssteuer sehr deutlich 
politisch-ideologischen Merkmalen folgte.

28 Forschungsinstitu t Ö ffentlichkeit und Gesellschaft foeg, 
http://www .foeg.uzh.ch/analyse/dossier/Abstim m ungsm onitor_Juni_2015.pdf

29 Keine eindeutigen Aussagen können fü r die GPS, GLP und BDP gemacht werden, da h ier zu wenige 
Fälle vorliegen.
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Tabelle 4.1: Volksin itiative «M illionen-E rbschaften  besteuern fü r unsere AHV» -
Stim m verhalten  nach politischen M erkm alen  in Prozent Ja-S tim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja“ n K o rre la tio n s ­
koeffizient"

Total VOX (gewichtet) 29.2 947

Einordnung auf d e r L inks-R echts-A chse V = .4 8 * **

Links aussen 77 113

Links 49 162

Mitte 19 284

Rechts 13 198

Rechts aussen 15 145

Weiss nicht 112] 24

P arte ive rbun denhe it V = .4 5 * **

SP -  Sozialdem okratische Partei 67 178

CVP -  C hristlichdem okratische V olkspartei 16 79

FDP.Die Liberalen 10 135

SVP -  Schweizerische Volkspartei 16 168

GPS -  Grüne Partei Schweiz (48) 28

GLP -  G rünlibera le Partei (35) 29

BDP -  B ürgerlich  Dem okratische Partei (38) 22

Keine Partei 16 139

W e rtvo rs te llu n g : Staat vs. M a rk t V = ,3 0 * **

Mehr Staat 56 141

Gemischt 34 324

Mehr M arkt/D eregulie rung 17 446

W ertvo rs te llu n g : Zen tra lis m u s  vs. Föderalism us V = .20”

Bund 45 191

Gemischt 29 408

Kantone 20 321

W ertvo rs te llu n g : C hancengle ichheit a llg em e in V = .2 1 ***

Chancengleichheit nicht so w ichtig 41 300

Gemischt 31 283

Chancengleichheit sehr w ichtig 18 361

Einfluss des fam iliären Hintergrunds darauf, was man im Leben erreichen kann V = .1 2 "

Grösser Einfluss des fam iliä ren H intergrunds 31 572

Weder noch 38 104

G eringer Einfluss des fam iliä ren  H intergrunds 21 255

■ Zur Interpretation der s tatistischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben ledig lich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle un ter fünfzig liegt 
und deshalb keine statistischen Schlüsse zulässt.
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Wie fü r Steuervorlagen üblich zeigten sich auch hier die Präferenzen fü r S taatseingriffe oder 
Marktlösungen als relevant fü r den Stimmentscheid. Die Befürworterinnen von staa tlicher 
Lenkung befürworteten die Initiative m it 56%, die Anhängerinnen eines se lbstregulieren­
den Marktes stim m ten ih r nur zu 17% zu. Als weitere Gemeinsamkeit m it der Stipendien­
initiative zeigt sich zudem ein Einfluss der Präferenzen fü r föderalistische Lösungen und 
Bundeslösungen. So beträgt die Zustimmung zur Vorlage bei Personen, die zentra listische 
Lösungen bevorzugen 45%, während sie bei Befürworterinnen des Föderalismus nur bei 
20% liegt. Anders als fü r die Stipendieninitiative hatte zudem die Einschätzung der Bedeu­
tung, die der fam iliäre Hintergrund fü r die Möglichkeiten einer Person aufweist, einen gro- 
ssen Einfluss auf den Stimmentscheid. Wer der Familie eine grosse Bedeutung zubilligte, 
versuchte diese signifikant eher durch eine Zustimmung zur Erbschaftssteuerinitiative zu 
dämpfen (31 % Zustimmung) als Personen, die vom fam iliären H intergrund keinen starken 
Einfluss auf das Leben eines Individuums erw arteten [21 %). Dabei empfanden Erstere die 
Erbschaftssteuer als gerecht, w e il das Erbe fü r sie keine eigene Leistung der Erbinnen dar- 
s te llt. Die Einschätzung des Einflusses der Familie w ar nicht d irekt von der Links-Rechts- 
Positionierung einer Person abhängig, sondern vor allem  vom Alter, der Bildung und dem 
Einkommen einer Person. Demnach nahmen insbesondere ältere Personen m it m ittle re r 
Bildung und m ittlerem  Einkommen die Familie als wichtige Einflussquelle auf die Chancen 
der Individuen wahr, während jüngere Personen m it höherer Bildung und hohen (oder auch 
sehr tiefen) Einkommen diese Einschätzung nicht teilten.
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Tabelle 4.2: Volksin itiative «M illionen-E rbschaften  besteuern  fü r unsere AHV» -  
Stim m verhalten  nach soziodem ografischen M erkm alen  in Prozent 
Ja-Stim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja“ n K o rre la tio n s ­
koeffizient"

Total VOX (gewichtet) 29.2 947

Bildung

O
*

oII'
>

Tief (15) 44

M itte l 26 279

Hoch 32 624

S tad t-L an d -A g g lo m eratio n V = .K *

Kernstadt einer Agglom eration (oder iso lie rte  Stadt) 39 235

Agglom erationsgem einde 29 442

Ländliche Gemeinde 21 270

H au shaltseinkom m en n.s.

Bis 3000 CHF (40) 48

3-5000 CHF 27 156

5-7000 CHF 32 226

7-9000 CHF 35 152

9-11 000 CHF 29 127

Über 11 000 CHF 22 129

* Zur Interpreta tion der sta tistischen Masszahlen vgl. Abschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben ledig lich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle unter fünfzig liegt 
und deshalb keine sta tistischen Schlüsse zulässt.
©  U niversität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

Für die Bildung einer Person ist ein signifikanter Einfluss auf den Stimmentscheid festzu­
stellen. Personen m it m ittle re r Bildung sprachen sich zu 26% fü r die Vorlage aus, Personen 
m it hoher Bildung zu 32%. Auch der W ohnort einer Person zeigt sich als relevant: In den 
Städten fand die Initiative mehr Zuspruch (39%) als in den Agglom erations- (29%) und vor 
allem  als in den Landgemeinden (21 %), was sich verm utlich auf den -  aus den Daten e r­
sichtlichen -  deutlich grösseren Anteil linker Stimmenden in den Städten als auf dem Land 
zurückführen lässt. Für das Flaushaltseinkommen zeigt sich zwar insgesamt kein sign ifi­
kanter Effekt auf den Stimmentscheid, jedoch liegt die Zustimmung bei den einkommens­
stärksten Personen m it über 1T000 Franken Einkommen pro Monat am niedrigsten. Wäh­
rend die persönliche Betroffenheit hier gemäss Antworten auf die Argumente kaum eine 
Rolle spielt, kann fü r diese Gruppe eine besonders grosse Sorge um die KMU festgeste llt 
werden, so dass ih r Stimmentscheid insbesondere auf w irtscha ftliche  Gründe zurückzu­
führen ist.

Neben Faktoren, die Aufschluss über das Stimmverhalten zur E rbschaftssteuerinitiative im 
A llgemeinen geben, lässt sich fü r diese Vorlage auch ein relativ gut eingrenzbarer Kreis
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von Direktbetroffenen festste llen. Dies erm öglicht es, zu untersuchen, inwiefern sich das 
Stimmverhalten der D irektbetroffenen von dem der A llgem einheit unterscheidet. In der 
Kontra-Kampagne w ar häufig zu hören, dass die Erbschaftssteuer gerade auch fü r den 
wohlhabenderen M ittelstand zum Problem werden könnte, wenn es darum geht, Wohn- 
eigentum zu vererben. Da dieses gebundenes Kapital darste llt, müssten die Erbinnen die 
Liegenschaften im schlim m sten Fall verkaufen, um die Steuerforderungen bezahlen zu 
können. Dieses Argum ent scheint insofern einen gewissen Anklang gefunden zu haben, als 
Personen, die in einem eigenen Haus (25% Zustimmung] oder einer eigenen Wohnung leben 
|28%), die Vorlage signifikant häufiger abgelehnt haben, als Personen, die in einem Miet­
haus (38%) oder einer Mietwohnung (35%) leben. Interessanterweise empfanden jedoch 
die Besitzer von Wohneigentum die Erbschaftssteuerinitiative ungefähr gleich häufig als 
Vorlage, die nur die Reichen t r if f t  und die A llgem einheit entlastet, wie Mieter. Somit finden 
sich keine konkreten Anzeichen fü r eine Ablehnung aufgrund einer wahrgenommenen per­
sönlichen Benachteiligung.

Die Betroffenheit versuchen auch die Variablen zur persönlichen w irtschaftlichen Situa­
tion und zu deren erw arteten Entwicklung in den nächsten zehn Jahren zu erfassen. Ei­
nen signifikanten Einfluss auf den Stimmentscheid hatte jedoch keine der beiden Variablen. 
Personen, die erwarten, dass es ihnen in Zukunft deutlich besser gehen w ird, sprachen 
sich nicht signifikant häufiger gegen die Vorlage aus (30%) als Personen, die eine schlechte 
persönliche w irtschaftliche Entwicklung erw arten (32%). Dieser Effekt ist auch unabhängig 
von der Einschätzung der momentanen w irtschaftlichen Situation. O ffensichtlich bringen 
die Stim m bürgerlnnen den Entscheid zur Erbschaftssteuerinitiative nicht d irekt m it ih rer 
persönlichen w irtschaftlichen Situation in Verbindung. Nach der persönlichen Betroffenheit 
durch die Initiative gefragt, lehnten Personen, die eine grössere Chance sehen, von einer 
solchen Erbschaft begünstigt zu werden, die Vorlage deutlicher ab (21 % Zustimmung) als 
Personen, die kein derartiges Erbe erw arteten (31%). Dieser Unterschied ist jedoch nicht 
signifikant, könnte also auch zufä llig entstanden sein. Entscheidender w ar die Frage, ob je ­
mand einen fü r die Initiative relevanten Betrag vererbt. Wer erwartete, einmal mehr als zwei 
M illionen zu vererben, zeigte sich der Vorlage gegenüber signifikant k ritischer (14%) als 
Personen, die nicht davon ausgingen, einm al entsprechend hohe Erbschaften zu hin terlas­
sen (33%). Doch weshalb sollte die Erbschaftssteuer eher von den Erblasserinnen als von 
den Erbinnen als schädlich erachtet werden? Ein Vergleich der Einschätzung verschiedener 
Argumente zeigt, dass die Erblasserinnen Erbschaften signifikant häufiger als Leistungen 
erachten, als dies Personen tun, die von der Initiative verm utlich nicht betroffen wären. Sie 
verweisen zudem signifikant häufiger darauf, dass dasselbe Vermögen bereits mehrfach 
versteuert worden war. Aus der Perspektive der von der Initiative betroffenen Erblasse­
rinnen sind die zu versteuernden Erbschaften durchaus erarbeitet und bereits versteuert 
worden -  nämlich von ihnen selbst. Insgesamt geben sieben respektive 8% a lle r Befrag­
ten (inklusiver der Nichtstimmenden] an, verm utlich einm al als Erblasserin respektive als 
Erbe/in von der nationalen Erbschaftssteuer betroffen zu sein. Dieser W ert liegt deutlich 
über den zwei bis 3% Betroffenen, von denen die Initianten gesprochen haben.30

30 http ://w w w .nzz.ch/m einung/debatte/m illionenerbschaften-fuer-unsere-ahv-1.18313640
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Tabelle 4.3: Volksin itiative «M illionen-E rbschaften  besteuern  fü r unsere AHV» -  
S tim m verhalten  nach M erkm alen  der persönlichen B etro ffenheit in 
Prozent Ja-S tim m ende

M e rk m a le /K a te g o rie n % Ja' n K o rre la tio n s -
koeffiz ien te*

Total VOX (gewichtet] 29.2 947

E igen tum sverhä ltn isse  W ohnobjekt V = .10**

Eigenheim 25 418

Eigentumswohnung 28 187

Miethaus (38) 36

Mietwohnung 35 290

Einschätzung der a k tu e lle n  persönlichen w irts c h a ftlic h e n  S ituation n.s.

Eher besser 29 766

Gleich 33 136

Eher schlechter (34) 34

Einschätzung der persönlichen w irts c h a ftlic h e n  Entw icklung
in den nächsten 10 Jahren

Eher besser 30 124

Gleich 30 512

Eher schlech ter 32 185

W ahrsch e in lichke it, e in m a l m eh r a ls  2 M io. zu erben n.s.

Eher w ahrschein lich 21 77

Eher unwahrscheinlich 31 842

W ahrsch e in lichke it, e inm a l m eh r a ls  2 M io. zu vere rb e n V = .1 5 ***

Eher w ahrschein lich 14 140

Eher unwahrscheinlich 33 772

* Zur In terpretation der sta tistischen Masszahlen vgl. A bschn itt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben ledig lich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle unter fünfzig liegt
und deshalb keine sta tistischen Schlüsse zulässt.
©  U niversität Bern /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

4.3  W ahrnehm ung

Die Befragten sahen in der E rbschaftssteuerin itia tive insbesondere eine Vorlage, die nur ei­
nen kleinen, vermögenden Teil der Bevölkerung d irekt betraf (45%). Neben diesem Grund­
tenor zeigten sich fü r die Befragten aber unterschiedliche Aspekte dieser Aussage als re ­
levant. Knapp ein D ritte l a lle r Befragten (31 %] ste llte  den Freibetrag von zwei M illionen in 
den M itte lpunkt und verdeutlichte dam it dessen prom inente Rolle in der Kampagne. 12% 
betonten, dass von der Initiative nur M illionäre betroffen wären. Der Unterschied findet sich 
vor allem  darin, dass von einer Grenze von zwei M illionen theoretisch alle betroffen sein 
könnten, während M illionäre üblicherweise nur die anderen sind. Dies zeigt sich anschau­
lich darin, dass Personen, die erw arten, irgendwann einm al m ehr als zwei M illionen Fran-
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ken zu vererben, signifikant häufiger in die erste Kategorie fallen. M ehrheitlich als im plizite 
K ritik  an der Vorlage kann die Inhaltsnennung von 6% der Befragten verstanden werden, 
die in der E rbschaftssteuerin itia tive eine neue Steuer oder Steuererhöhung sahen. Sowohl 
positive a ls auch negative Assoziationen gingen hingegen m it dem Verständnis der Vorlage 
als A ng riff auf den Föderalism us einher (5%). Weitere vereinzelte Nennungen erhie lten die 
AHV (4%), die Gefährdung der KMU (4%) und zusätzliche Details zur Vorlage (3%). Obwohl 
also die KMU den zentralen Aspekt der Gegenkampagne darste llten, standen sie nicht im 
M itte lpunkt der W ahrnehmung zur Vorlage -  wohl aber der Motive, wie aus dem nächsten 
A bschnitt ers ichtlich w ird. Ein D ritte l der Befragten konnte schliesslich keine sinnvollen 
inhaltlichen Angaben machen, was einen im m itte lfris tigen  Vergleich le icht erhöhten W ert 
darste llt, jedoch deutlich tie fe r liegt als die Werte fü r die Stipendieninitiative und die Ver­
fassungsänderung zur Fortpflanzungsm edizin und Gentechnologie im Flumanbereich.

Tabelle t*.U\ Volksin itiative «M illio nen-E rbsch aften  besteuern fü r unsere AHV» -  W ahr­
nehmung der Inhalte in Prozent S tim m berechtig te  (nur Erstnennungen)

W ahrnehm un g* Total S tim m ende Nichtstimmende

% n % n % n

B e triff t n icht alle 45 678 59 386 35 292

davon: Freibetrag zwei M illionen 31 467 45 298 20 169

davon: nur M illionäre betroffen 12 180 11 71 13 109

Neue Steuer oder S teuererhöhung 6 96 9 60 4 36

Gegen den Föderalismus 5 70 7 48 3 22

Geld fü r AHV 4 61 4 26 4 35

Gefährdung fü r KMU 4 53 4 26 3 27

Details zur Vorlage (20%, rückw irkend) 3 42 5 30 2 12

A llgem eines, Anderes 1 19 3 19 0 0

Weiss nicht, keine A ntw ort 32 480 9 60 50 420

Total 100 1500 100 655 100 845

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet.
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

U.U Die Stim m m otive
Für die B efürworterinnen der Erbschaftssteuerinitiative erw eist sich insbesondere das A r­
gument als w ichtig, wonach die Initiative nur Personen tr if ft ,  die eine solche Steuer nicht 
schm erzt. Es wurde von 41 % als erste A ntw ort genannt, bei den Mehrfachnennungen führte  
es sogar über die Hälfte a lle r Ja-Stimmenden (54%) ins Feld. Die meisten von ihnen (20%) 
argum entierten, dass jemand, der ein so hohes Erbe erhält, einen Teil davon der weniger gut 
gestellten A llgem einheit zukommen lassen sollte. Gleichzeitig wurde auch gutgeheissen, 
dass die Initiative nur die Reichsten treffe, wobei der Freibetrag von 2 Millionen Franken fü r 
die Befürworterinnen eine angemessene Grenze darste llte  (11%). 8% der Ja-Stimmenden 
betonten, dass diejenigen Personen, die von der Initiative betroffen sind, sich diese Steuer 
problem los leisten können. Insgesamt erachtete diese Gruppe gemäss den Argumenten
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die Erbschaftssteuer als gerecht, w e il Erbschaften fü r sie keine erarbeiteten Einkommen 
darstellen.

A ls zweites w ichtiges Motiv der B e fü rw orterinnen findet sich der Bezug zur AH V, die in den 
Augen von 19% respektive 32%, wenn die Mehrfachnennungen in Betracht gezogen w er­
den, dieses Geld dringend benötigt. Gerade die Häufigkeit der Nennung dieses Motivs an 
zw eiter oder d r itte r Stelle verdeutlicht, dass die AHV zwar nicht das zentra le A rgum ent fü r 
die Zustim m ung einer Person zur E rbschaftssteuer darste llte , a ls zusätzliches Motiv aber 
den S tim m entscheid durchaus beeinflussen konnte. Keinen signifikanten Einfluss auf die­
se Nennung hatte das Alter, obwohl gerade die jüngsten Befragten le icht häufiger m it der 
Sorge um die AHV argum entierten. Hingegen zeigte sich die W estschweiz diesbezüglich 
besonders besorgt, hier wurde das entsprechende Motiv sign ifikant häufiger genannt als 
in der Deutschschweiz. Während das eingangs angeführte Überflussm otiv die E rbschafts­
steuer in e rs te r Linie als M öglichkeit zur Finanzbeschaffung beschrieb, erachteten 11 % 
der Befü rw orterinnen die Initiative als U m verte ilungsinstrum ent. Sie so llte  eine weitere 
Öffnung der Vermögensschere verh indern und stattdessen diesbezüglich fü r  Ausgleich 
sorgen. W eitere 7% betonten ausdrücklich , dass ein Erbe kein von den Erbinnen era rbe i­
tetes Einkommen da rs te llt. 4% erwähnen sch liess lich die Steuerhoheit der Kantone.

Die Palette der Nein-Motive ist üblicherweise bei Initiativen sehr breit. In diesem Fall kon­
zentrierten sich die Vorlagengegnerinnen aber auf zwei Punkte. Für ein D ritte l von ihnen 
(32%] ste llte die Erbschaftssteuer einen weiteren Versuch dar, die Bürgerinnen und die W irt­
schaft m it einer neuen Steuer zu belasten. Dies verärgerte die Gegnerinnen insbesondere 
darum, weil sie die Erbschaftssteuer als Mehrfachbesteuerung verstehen, da die Erblasse­
rinnen auf das vererbte Geld bereits Einkommens- und Vermögenssteuern bezahlt hatten 
(22%). Des Weiteren machten sie sich Sorgen, dass die neue Steuer nicht nur die Reichsten, 
sondern Personen bis tief in den M ittelstand belaste. Andererseits fürchteten die Vorlagen­
gegnerinnen -  trotz anderslautender Bekundungen der Initianten und einer entsprechenden 
Klausel im Initiativtext -  negative w irtschaftliche Konsequenzen der Vorlage (24%). Vor a l­
lem fü r die Familienbetriebe erwarteten sie Schwierigkeiten bei der Übernahme durch die 
Nachfolger und wiesen auf mögliche finanzielle Engpässe, wenn nicht sogar existenzielle 
Bedrohungen fü r die Unternehmen hin (20%). Dabei erwiesen sich die Steuer-Motive für 
SVP-Sympathisa nt Innen als weit wichtiger, wohingegen die Sympathisantlnnen der CVP und 
FDP.Die Liberalen häufiger m it w irtschaftlichen Motiven argum entierten. Gleichzeitig lehn­
ten die jungen Stimmenden insbesondere die neue nationale Steuerab, die älteren Stim m en­
den fürchteten hingegen vor allem die w irtschaftlichen Folgen. Bezüglich der Argumente 
finden sich zwischen den zwei Gruppen nur Unterschiede zu den Steuer nicht aber zu den 
W irtschaftsargum enten. Beide Gruppen hatten som it Bedenken bezüglich w irtscha ftlicher 
Konsequenzen, jedoch empfanden nur diejenigen Personen, die das Steuerargument in ihrer 
ersten Nennung angaben, die Mehrfachbesteuerung als relevantes Problem der Initiative.

Entsprechend seiner zurückhaltenden Nennung bei den Inhaltsangaben und den Ja-Motiven 
wurde dem Föderalismus auch im Rahmen der Nein-Motive zur Erbschaftssteuerinitiative 
nur eine begrenzte W ichtigkeit zugesprochen. So wurde er nur von 6% der Vorlagengegne-
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rinnen angeführt. Damit verdeutlicht sich noch einm al die geringere Bedeutung, die dieses 
Argum ent fü r die Erbschaftssteuerinitiative im Vergleich m it der Stipendieninitiative ein­
nimmt. Ansonsten befürworteten 5% der Vorlagengegnerinnen zwar eine Erbschaftssteuer 
an sich, lehnten aber die vorliegende Initiative ab, weil sie sie insbesondere aufgrund der 
Rückw irkungsklausel und der Steuerhöhe von 20% als zu extrem empfanden. Zudem wurde 
k ritis ie rt, dass die Initiative m it den Hausbesitzern und Familien die Falschen treffen würde 
(4%) und die Probleme der AHV kaum lösen könne (2%).
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Tabelle 4.5: Volksinitiative «M illio nen-E rbsch aften  besteuern  fü r unsere AHV» -
Motive der Stim m enden (m ehrere  A ntw orten  möglich)

Spontan geäusserte  G ründe fü r den Entscheid* E rstnennungen A lte  Nennungen

% n % n

JA -S tim m ende

N ur Personen betroffen, denen es nicht weh tu t** 41 119 54 158

davon: Bei so grossem Erbe kann man etwas fü r die 
A llgem einheit tun.

20 58 29 84

davon: Bei M indestbetrag von 2 Mio. sind nur die Reichs­
ten betroffen.

11 31 14 42

davon: Reiche können es sich leisten. 8 25 12 34

Die AHV hat das Geld nötig 19 55 32 93

Verm ögensschere und Umverteilung 11 33 15 43

Geld w urde nicht erarbe itet 7 22 13 37

Föderalism us 4 11 5 14

Allgem eines, Anderes 12 36 22 63

Weiss nicht, keine A ntw ort 6 17 59 173

Total 100 293 200 581

N E IN -S tim m end e

Zu viele Steuern (bereits versteuert, a llgem ein zu hohe 
Steuern) 32 180 39 225

davon: schon mehrfach versteuert 22 126 29 163

W irtscha ftliche  Folgen 24 136 37 212

davon: Gefahr fü r KMU 20 115 32 183

Föderalism us 6 31 8 44

Zu extrem er Vorschlag 5 31 9 49

Persönliche Betro ffenheit 4 24 5 31

T rifft die Falschen (Hausbesitzer, Familien) 4 22 8 43

Reicht nicht, um Probleme der AHV zu lösen 2 14 6 32

Anderes, A llgem eines 13 74 20 115

Weiss nicht, keine Antw ort 10 59 61 351

Total 100 571 193 1102

* Die Aussagen wurden nach S tim m entscheid gewichtet.
**  Die Addition der Unterkategorien s tim m t nicht m it diesem W ert überein, da h ier Über­
schneidungen zwischen den Unterkategorien weggelassen worden sind.
©  U niversität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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U.5 P ro -u n d  K ontra-A rgum ente

Eines der Hauptargumente der Befürworterinnen besagt, dass die Erbschaftssteuer die 
gerechteste a lle r Steuern darste lle, w e il Erbschaften Einkommen ohne Leistungen seien. 
Dieses Argum ent, von den In itia tivbefürworterlnnen als libera les Anliegen bezeichnet, e r­
weist sich fü r  den Stimmentscheid als sehr zentral. Von den In itia tivbefürworterlnnen zeig­
ten sich 85% damit einverstanden, von den Vorlagengegnerinnen nur 20%. Die Gegnerinnen 
erachteten also die Erbschaftssteuer nicht als gerecht, was aber aufgrund ih rer Antworten 
zur Motivfrage weniger der K ritik  an der Erbschaftssteuer an sich als ih rer Abneigung ge­
genüber Steuern insgesamt geschuldet war.

Ebenfalls nicht einig waren sich Befürworterinnen und Gegnerinnen bezüglich der Frage, 
ob die nationale Erbschaftssteuer nur Personen m it sehr hohen Vermögen belaste oder 
ob sie sich bis weit in den M ittelstand auswirke. Die In itia tivbefürw orterlnnen werteten die 
Freigrenze von zwei Millionen als hoch genug, um dieses Ziel zu erreichen (85%), während 
die Gegnerinnen dies bezweifelten (32%). Den 32% der Nein-Stimmenden, die sich gegen 
die Vorlage aussprachen, obwohl sie glaubten, dass nur die Reichsten betroffen wären, 
w iderstrebte einerseits die Lösung auf Bundesebene und andererseits erachteten sie die 
Vorlage als «Neidsteuer», wie aus ihren Motivnennungen abgelesen werden kann. Insge­
samt bezweifelten die Vorlagengegnerinnen auch, dass das Parlam ent tatsächlich sinnvolle 
Freigrenzen fü r die KMU beschliessen und damit den Familienunternehmen eine ungefähr­
dete Übertragung auf die nächste Generation erm öglichen würde. Trotz der entsprechen­
den Passage im Initia tivtext zeigte sich das Nein-Lager in dieser Frage gespalten: 4-7% der 
Nein-Stimmenden glaubte an diese Möglichkeit, 37% von ihnen hielten aber die Probleme 
fü r die KMU dadurch nicht fü r lösbar. 16% konnten diesen Punkt nicht einschätzen. Bei den 
Ja-Stimmenden zeigte sich m it 86% eine grosse M ehrheit dam it einverstanden.

Während die Gegnerschaft unsicher auf die Frage reagierte, wie das Parlam ent die Be­
steuerung der Übergabe der KMU an die Erbinnen lösen würde, w ar sie bezüglich der a ll­
gemeinen Belastung fü r die Familienunternehmen durch die Erbschaftssteuer nahezu ge­
schlossen einer Meinung. 87% der Gegnerinnen erachteten die Initiative als Problem fü rd ie  
Fam ilienunternehmen, während nur 15% der Befürworterinnen diese Gefahr ausmachten. 
Einen weiteren Hinweis auf die W ichtigkeit des Steuerargum ents lie fe rt das Argum ent zur 
M ehrfachbesteuerung. 89% der Vorlagengegnerinnen zeigten sich damit einverstanden, 
dass das vererbte Geld zu Lebzeiten bereits m ehrfach versteuert worden war, während die 
Befürworterinnen diesen Punkt nicht gelten Hessen (24% Zustimmung). Ein Vergleich m it 
dem ersten Pro-Argum ent zeigt, dass vor allem die Personen, die eine Erbschaft nicht als 
eigene Leistung anerkannten, auch das Argum ent der M ehrfachbesteuerung ablehnten. 
Damit bestätigt sich das bei den Motivnennungen erhaltene Bild: Die In itia tivbefürw orte­
rlnnen legten den zentralen Aspekt auf das Individuum, das weder das Geld erarbeitet noch 
bereits versteuert hat, während die Vorlagengegnerinnen eher aus der Optik der Eltern oder 
der Familie argum entieren: Die Eltern haben das Vermögen sehr wohl erarbeitet und ver­
steuert, sie sollten es daher aus Sicht der Initiativgegnerinnen an ihre Kinder weitergeben 
können, ohne es nochmals versteuern zu müssen.

51



Abschliessend beurteilten die Befragten, inwiefern die Einführung einer nationalen Erb­
schaftssteuer einen E ingriff in die Steuerhoheit der Kantone darste lle, und im plizit, wie sie 
zu einem solchen E ingriff stehen. 75% des Nein-Lagers waren von diesem Argum ent über­
zeugt, w om it die Zustimmung nicht ganz so hoch liegt wie fü r die übrigen KontraArgumente. 
27% der In itia tivbefürworterlnnen stim m ten dem Argum ent zu. Ein Vergleich m it der Links- 
Rechts-Selbstverortung zeigt den Zusammenhang zwischen dieser und dem Föderalismus 
auf: Personen, die sich selbst als rechts einschätzen, erachten die nationale Erbschafts­
steuer signifikant s tä rker als E ingriff in die Steuerhoheit der Kantone als linke Befragte.

Tabelle 4.6: Volksin itiative «M illio nen-E rbsch aften  besteuern fü r unsere AHV» -
Anklang der P ro - und K ontra-A rgum ente  bei den Stim m enden in Prozent

P ro -A rg u m en te E inver­
standen (%)

N icht
e inverstanden

(%l

W eiss nicht 
1%)

Die E rbschaftssteuer ist die gerechteste 
Steuer, weil E rbschaften Einkommen 
ohne Leistung darste llen.

Total 39 57 4

Ja 85 12 3

Nein 20 76 4

Die nationale E rbschaftssteuer belastet 
nur Personen m it sehr hohem Vermögen. 
A lle  anderen werden entlastet.

Total 48 45 7

Ja 85 11 4

Nein 32 59 9

Das P arlam ent kann eine höhere 
Freigrenze fü r KMUs beschliessen, so 
dass die Übertragung von Fam ilienunter­
nehmen problem los m öglich ist.

Total 59 28 13

Ja 86 7 7

Nein 47 37 16

K o n tra -A rg u m e n te » E inver­
standen (%)

Nicht
e inverstand en

1%)

W eiss nicht 
1%)

Die E rbschaftssteuer s te llt eine zu 
grosse Belastung von Fam ilienunter­
nehmen dar, w e il beim Übergang auf die 
nächste Generation dem Unternehmen 
Geld entzogen w ird  und som it ihre Exis­
tenz bedroht ist.

Total 66 29 5

Ja 15 79 6

Nein 87 9 4

Das vererbte Geld wurde bereits zu Leb­
zeiten a ls Einkommen und jedes Jahr als 
Vermögen versteuert und so llte  nicht ein 
d rittes  Mal besteuert werden müssen.

Total 70 25 5

Ja 24 69 7

Nein 89 6 5

Die E inführung einer nationalen Erb­
schaftssteuer s te llt einen massiven Ein­
g r if f in die S teuerhoheit der Kantone dar.

Total 61 29 10

Ja 27 63 10

Nein 75 15 10

Resultate in Linienprozenten. Lesebeispiel: 39% a lle r Stimmenden 185% der Ja-Stimmenden; 
20% der Nein-Stimmendenl pflichteten dem ersten Argument bei, 57% (12% der Ja-Stimmenden 
und 76% der Nein-Stimmenden] lehnten es ab und 4% (3%; 4%) konnten sich nicht entscheiden. 
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 947 (gewichtet).
©  Universität Bern /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 14.06.2015.
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Insgesamt erweist sich also der L inks-R echts-Konflik t als zentra l fü r den Stimmentscheid 
zur E rbschaftssteuerinitiative. Ein Grossteil der Befürworterinnen argum entierte  im pliz it 
m it einer Umverteilung von Vermögen von Reichen zur A llgem einheit und hiess auch die 
entsprechenden Argum ente gut. Die beiden Hauptargumente der Vorlagengegnerinnen -  
die Furcht vor zu hohen Steuern und w irtschaftlichen Folgen der Initiative -  stellten zwei 
zentrale liberale Themen in den M ittelpunkt. W ichtig waren auch die unterschiedlichen 
B lickw inkel auf die Erbschaften: Wer aus der Sicht der Erblasserinnen argum entierte, em p­
fand die Steuer als ungerechtfertig t, wer die Initiative aus Sicht der Erbinnen beurteilte, 
fasste Erbschaften vie l s tä rker als nicht erarbeitetes Einkommen auf. Andere Aspekte wie 
der Föderalismus oder die AHV, die in den vorgängigen Diskussionen eine re la tiv prom inen­
te Rolle gespielt hatten, erw iesen sich hingegen fü r den Stim m entscheid als zweitrangig.
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5. ÄNDERUNG DES BUNDESGESETZES ÜBER RADIO 
UND FERNSEHEN (RTVG)

5.1 Ausgangstage

Bisher w ird in der Schweiz fü r die Nutzung von Radio und Fernsehen eine gerätegebundene 
Gebühr erhoben. Die Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG] ver­
langt einen Systemwechsel weg von dieser Praxis hin zu einer geräteunabhängigen Abgabe. 
Neben weiteren Anpassungen so ll dam it die Bedingung der Gebührenpflicht, näm lich die 
Existenz eines Empfangsgerätes, aus dem Gesetzestext en tfe rnt und durch eine allgemeine 
Abgabepflicht ersetzt werden. Dabei sind Ausnahmen Vorbehalten.

Gegen die Änderung des RTVG ergriffen das Komitee «Nein zur B illag-Mediensteuer» so­
wie der Verein «Aktion stopbillag.ch» das Referendum, welches m it m ehr als 90'000 gü lti­
gen Unterschriften zustande kam.31 Es wurde einerseits kritis ie rt, dass das neue RTVG eine 
Steuer und keine Gebühr darstelle, bei der unklar sei, wie sie sich in Zukunft entwickeln w er­
de. Ferner empfanden die Gegnerinnen die Geräteunabhängigkeit der Gebührenpflicht sowie 
die doppelte Erhebung der Gebühr im privaten Haushalt und im unternehmerischen Betrieb 
als eine Ungerechtigkeit. Als besonders gravierend wurde eine mögliche Mehrbelastung der 
W irtschaft herausgestrichen, die sich diese gerade in ökonomisch schwierigen Zeiten nicht 
leisten könne. Auch die SRG selber war Gegenstand des Abstimmungskampfes der Revisi­
onsgegnerinnen. Einerseits wurde grundlegende Kritik  an der SRG und deren Programmen 
geübt und bemängelt, dass man zunächst den Service-public-Auftrag der SRG hätte definie­
ren und dann das Gebührenmodell anpassen sollen. Andererseits seien besonders die Aus­
gaben zur Bereitstellung der medialen Dienstleistungen aber auch die Personalkosten der 
SRG zu hoch.32 Die Befürworterinnen der Gesetzesrevision, vorneweg der Bundesrat und das 
Parlament, verwiesen bei ih rer Empfehlung zur Annahme auf die technische Entwicklung, 
die den Systemwechsel nötig mache. Ursprung der Gesetzesrevision sei somit eine unbe­
friedigende Ausgangslage bei der Finanzierung des öffentlichen Radio und Fernsehens. Eine 
Verbesserung des Systems liege laut den Befürworterinnen vor, weil die Gebühren gesenkt 
werden können, da die Last bre iter verte ilt werde. Unternehmen müssten zudem erst ab einer 
Umsatzhöhe von 500'000 Franken die anfallende Gebühr zugunsten der öffentlichen Medien 
zahlen. Weiter mache der Systemwechsel die Finanzierung gerechter und transparenter, weil 
niemand die Zahlung der Gebühr m ehr umgehen könne. Schliesslich lasse sich Bürokratie, 
namentlich die aufwendigen Kontrollmechanismen, abbauen.33

3' h ttp ://w w w .parlam ent.ch /d /w ah len-abstim m ungen/vo lksabstim m ungen/vo lksabstim m ungen-2015/
D ocum ents/argum entarien-kontra-13-048-d.pdf (zuletzt geöffnet am 14.06.2015).

32 h ttp ://w w w .parlam ent.ch /d /w ah len-abstim m ungen/vo lksabstim m ungen/vo lksabstim m ungen-2015/
D ocum ents/argum entarien-pro-13-048-d .pdf (zuletzt geöffnet am 15.06.2015],

33 h ttp ://w w w .parlam ent.ch/ab/fram eset/d/n/4912/432K0/d_n_4912_432140_432141.
htm?DisplayTextO id=432U2 (zuletzt geöffnet am 15.06.2015],
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Die Revision des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen wurde im Nationalrat m it 
109 zu 85 Stimmen bei vier Enthaltungen gutgeheissen. Im Ständerat fie l die Schlussab­
stim m ung deutlicher zugunsten des Anliegens aus, sodass 28 Ratsm itg lieder dafür und 14 
dagegen votierten und sich drei der Stimme enthielten. Die Vorlage w ar jedoch zum Teil 
heftiger um käm pft, als die jeweiligen Parlam entsm ehrheiten verm uten lassen. Dies zeigte 
sich beispielsweise beim Nationalratsentscheid zur Befreiung der Unternehmen von der 
RTV-Gebühr, die nur knapp abgelehnt wurde.34 Im Vorlauf der Referendumsabstimmung po­
sitionierten sich die SP, GPS, EVP, CVP und BDP fü r und die SVP, FDP.Die Liberalen und GLP 
gegen die Revision des RTVG. Auf Verbändeseite kämpfte der Schweizerische Gewerbever­
band an vorderster Stelle gegen die Vorlage, wohingegen beispielsweise economiesuisse 
dieÄnderung guthiess.

Bei der Meinungsbildung konnte im Vorfeld der Abstimmung kein Trend hin zu einer Annah­
me oder Ablehnung ausgemacht werden. Lediglich die bestim m ten Ja- und Nein-Stimmen 
verfestigten sich und nahmen über die Zeit zu. Ende Mai standen sich zwei ähnlich grosse 
Lager gegenüber. Die Situation vor dem Abstim m ungssonntag w ar dam it völlig offen.35 Das 
Ergebnis zum geänderten Bundesgesetz über Radio und Fernsehen fie l dann auch denkbar 
knapp aus. Das Lager der Befürw orterinnen der Gesetzesrevision setzte sich m it einem 
Plus von nur 3696 Stimmen durch. Anteilsm ässig bedeutet dies, dass 50.1 % der S tim m en­
den ein Ja und 49.9% ein Nein in die Urne einlegten.36 Dies s te llt das knappste A bstim ­
m ungsresultat in der Schweiz seit der Bundesstaatsgründung dar.37 Die S tim m bürgerschaft 
w ar damit bei der Frage der RTVG-Revision in zwei nahezu gleich grosse Teile gespalten. 
Am höchsten war die Zustim m ung im Kanton Waadt m it 62.5% Ja-Anteilen, am niedrigsten 
im Kanton Schwyz m it 40.3%.

5.2 Das Profil der Stim m enden

Das knappe Ergebnis der RTVG-Abstimmung lässt offen, ob sich die Stimmenden in ihrem 
politischen wie soziodemografischen P rofil k la r voneinander abgrenzen oder sowohl die Ja- 
als auch die Nein-Seite Stimmende verschiedenster Lager überzeugen konnte. Zunächst 
verlie f ein Graben zwischen den politischen Lagern. Besonders die grossen Polparteien 
wussten ihre Anhängerinnen m it grösser Mehrheit hinter sich. Fast drei V ierte l der SP- 
Sympathisantlnnen (73%) stim m ten dem Referendumsanliegen zu, wohingegen die SVP- 
Sympathisantlnnen es k la r verw arfen (27% Zustimmung], Weniger geschlossen votierten 
die Lager der CVP (58%) und der FDP.Die Liberalen (46%]. Dies überrascht bezüglich der 
FDP.Die Liberalen kaum, da einzelne kantonale Sektionen in ih re r Stim m em pfehlung von

34 www .gfsbern.ch/D esktopM od ules/Easy D NNNews/Docum entDownload.ashx?porta lid=0&m oduleid= 
677&articleid=1290&documentid=1031 (zuletzt geöffnet am 29.06.2015).

35 h ttps://w w w .adm m .ch/ch/d/pore/va/20150614/det595.htm l (zuletzt geöffnet am 15.06.2015).
36 ww w .bfs.adm in.ch /b fs/porta l/de/index/them en/17 /03/b lank/data /01.D ocum ent.21791.xls 

[zu le tzt geöffnet am 15.06.2015).
37 h ttps://w w w .adm in.ch/ch/d/pore /va/20150614/det595.h tm l (zuletzt geöffnet am 15.06.2015).
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der nationalen Parole abgewichen waren und die Partei auch bei der Schlussabstim m ung 

im Nationalrat hochgradig gespalten war. Die nicht allzu hohe Zustim mung unter den CVP- 
Anhängerinnen erstaunt schon eher, liegt das RTVG-Dossier doch in der Verantwortung des 

UVEK, welchem Bundesrätin Doris Leuthard (CVP, AG) vorsteht. Zudem kämpften neben 

ihr auch andere CVP-Exponentlnnen im Vorfeld der Abstimmung aktiv für die Annahme der 

Gesetzesänderung.

Die Einordnung der Befragten auf der Links-Rechts-Achse  zeigt ein nahezu identisches Bild 
zum eben Dargelegten. Je weiter man von der ideologischen Mitte nach links geht, desto 

signifikant höher ist der Ja-Stimmenanteil. Auch hier ergibt sich eine gespaltene Mitte, die 

nicht klar dem Ja- oder Nein-Lager zugeordnet werden kann. W as die ideologischen Grup­
pierungen voneinander unterscheidet, ist besonders die Zustimmung zum Argument, dass 

die RTVG-Revision an Stelle einer Gebühr eine neue Steuer einführe. Es fand im rechten 

Lager deutlich mehr Gehör als in der Mitte oder im linken politischen Spektrum.

Politische Wertepräferenzen gingen in verschiedener Form mit dem Stimmentscheid ein­

her. So sprachen sich Befürworterinnen von Staatseingriffen signifikant stärker für ein Ja 

zur RTV-Gesetzesänderung aus, a ls dies Personen taten, die mehr Deregulierung des Staa­

tes fordern. Zudem ergeben sich relevante Gruppenunterschiede zw ischen Befragten, die 
für mehr Bundeskompetenzen einstehen und jenen, die mehr Macht bei den Kantonen gut- 

heissen. Diese Konfliktlinie wiegt gar stärker als jene zwischen Regulierungs- und Deregu- 

lierungsbefürworterlnnen. Sie äussert sich insofern, a ls dass Befragte mit einer Präferenz 

für mehr dezentralisierte, kantonale Entscheidungsmacht weit häufiger ein Nein in die Urne 

einlegten, als Sympathisantlnnen von mehr Bundeskompetenzen. Dies überrascht im Hin­

blick darauf, dass bei der RTVG-Revision die Stärkung des Föderalism us und des M inder­

heitenschutzes häufig als Grund für ein Ja angeführt wurden.38 Eine Erklärung könnte die 
nachfolgende Grösse liefern.

Die Zustimmung zur RTVG-Revision machte unter Befragten mit Regierungsvertrauen 59%  
aus, wohingegen jene mit erhöhtem Regierungsm isstrauen mit nur 3 4 %  Ja-Stimm en die 

Vorlage klar und signifikant deutlicher verwarfen. Dabei besteht eine Verbindung zwischen 

dem Regierungsvertrauen und der Einstellung zum Föderalismus. So sprechen sich bei­

spielsweise die regierungsm isstrauenden Personen mehrheitlich für mehr Macht auf kan­

tonaler Ebene aus. Weiter erklärt sich der Zusam menhang zwischen Regierungsvertrauen 

und Stimmentscheid zum Teil mit der SRG-Zufriedenheit, die im Lager der Regierungs­
vertrauenden deutlich höher (80%) ist, als bei den m isstrauischen Teilnehmenden (61%). 

Insgesam t befürchteten die Nein-Stimmenden ohne Regierungsvertrauen besonders stark, 

dass mittels der RTVG-Änderung eine neue Steuer eingeführt werde.

38 Bspw. Francois Longchamp [FDP.Die Liberalen, GE) in der NZZ am Sonntag vom 31. Mai 2015 
oder Martin Candinas (CVP, GR) auf medienwoche.ch am 19. Februar 2015
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Tabelle 5.1: Ä nderung des Bundesgese tzes  über Radio und Fernsehen -  S t im m -  

verhalten nach politischen M erkm alen  in Prozent Ja-St im mende

Merkm ale/Kategorien %  Ja* n Korrelations-
koeffiziente3

Total VOX (gewichtet] 49.5 914

Parteiverbundenheit V=.31***

S P  -  Sozialdem okratische Partei 73 185

CVP -  Christlichdem okratische Volkspartei 58 69

FDP.Die Liberalen 46 125

SV P  -  Schweizerische Volkspartei 27 156

G PS  -  Grüne Partei Schweiz (70) 25

G LP -  Grünliberale Partei 141) 29

B D P  -  Bürgerlich Dem okratische Partei (41) 24

Keine Partei 43 135

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse V=.31***

L inks aussen 71 124

L inks 70 159

Mitte 48 263

Rechts 38 191

Rechts aussen 28 131

W eiss nicht (31) 26

W ertvorstellung: Staat vs. Markt V=.18***

M ehr Staat 66 139

Gemischt 53 311

M ehr Markt/Deregulierung 41 430

W ertvorstellung: Zentralism us vs. Föderalism us V=. 23**»

^Bund 66 177

Gemischt 52 396

Kantone 35 311

Regierungsvertrauen V=.23***

Vertrauen 59 525

Kein Vertrauen 34 281

SRG-Zufriedenheit (Leistungen) V=.32***

Seh r zufrieden 74 140

Eher zufrieden 53 524

Eher nicht zufrieden 29 156

Überhaupt nicht zufrieden (26) 46

Schaue kein Fernsehen, höre kein Radio (8) 26

W eiss nicht, keine Antwort 150) 22

a Zur Interpretation der statistischen M asszah len  vgl. Abschnitt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben lediglich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle unter fünfzig liegt 
und deshalb keine statistischen S ch lü sse  zulässt.
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der e idgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Im Verlauf der Abstim m ungskam pagne geriet die SRG  immer mehr zum Gegenstand der 

Diskussion, so dass das knappe Abstim m ungsresultat beispielsweise vom Tagesanzeiger 
als Ausdruck einer SRG-Unzufriedenheit der Nein-Stimmenden gedeutet wurde.39 Mit Blick 

auf die zugrunde liegenden Daten bestätigt sich, dass die Zufriedenheit mit den Leistungen 

der SRG und der individuelle Stimmentscheid signifikant miteinander in Verbindung ste­
hen. Mit der SRG zufriedene Befragte nahmen die RTVG-Revision im Mittel mit 5 8 %  an, 

unzufriedene lehnten sie mehrheitlich ab (28%  Zustimmung). Da aber die Mehrheit aller 

Stimmenden (73%] mit der SRG  zufrieden ist, kein genereller, mehrheitlicher Unmut mit 
der SRG festgestellt werden. Innerhalb des Ja -Lagers sind 8 5 %  mit der SRG  zufrieden, bei 

den Nein-Stimmenden macht diese Gruppe 61 %  und damit immer noch eine klare Mehrheit 

aus. Die mit der SRG  zufriedenen Nein-Stimmenden begründeten ihren Stimmentscheid 

vor allem damit, dass eine obligatorische Abgabe nicht richtig sei, und stimmten trotz SRG - 

Zufriedenheit fast geschlossen (74-%) dem Argument zu, wonach eine Grundsatzdiskussi­

on zum Service public vor der Änderung des RTV-Gebührenmodells angebracht gewesen 
wäre. Insgesam t vermochte die SRG-Unzufriedenheit die Ablehnung derVorlage zu fördern, 

sie erklärt aber den Stimmentscheid nur zum Teil. Dennoch ist das Nein-Lager heteroge­

ner und SRG-freundlicher als man aufgrund der Abstim m ungskam pagne hätte annehmen 
können. Die Nein-Kampagne konnte aber w irkungsvolle Argumente einbringen, die sogar 

SRG-zufriedene Stimmbürgerlnnen von einem Nein überzeugten.

39 Tagesanzeiger del 15 giugno 2015 risp. http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/ 
Die-Haelfte-ist-unzufrieden-m it-dem-Status-quo/story/16506/*88?track
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Bei den soziodemografischen Merkmalen ist das Haushaltseinkomm en für den individuel­
len Stimmentscheid von Bedeutung: Die Zustimmung zur RTVG-Revision steigt mit zuneh­

mendem Einkommen. Bei solchen über 7000 Franken lag der Ja-Stimmenanteil im Durch­
schnitt bei 57%, wohingegen er bei tieferen Einkünften durchschnittlich 4 5 %  betrug. Weiter 

sind es vor allem räumliche Faktoren, die im Zusam m enhang mit dem Stimmverhalten bei 
der RTVG-Revision stehen. Sprachregionale Differenzen und, noch deutlicher, Unterschiede 
zwischen den Siedlungsarten erwiesen sich für den Stimmentscheid von Bedeutung. Eine 

Spaltung zwischen der deutschen und der französischen Schweiz brach zwar leicht auf, je­
doch kann dies eher auf die bereits diskutierten Differenzen zwischen den Parteilagern so ­

wie zwischen Befürworterinnen und Gegnerinnen von Staatseingriffen zurückgeführt wer­
den. Im Vergleich der Sprachregionen variiert weniger die Richtung des Stimmentscheids, 
sondern vielmehr dessen Begründung. Während Befragte der Deutschschweiz ihr Ja an 

der Urne stark mit technischen Stimmmotiven begründeten, gab es in der Westschweiz im 

sprachregionalen Vergleich einen erhöhten Anteil an Personen, die mit der RTVG-Annahme 

bewusst die SRG - und den Service public zu stärken versuchten.

Tabelle 5.2: Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen -  Stimmverhalten  

nach soziodemografischen Merkm alen  in Prozent Ja-St immende

Merkm ale/Kategorien %  Ja* n Korrelations-
koeffiziente1

Total VOX (gewichtet) 49.5 914

Haushaltseinkommen < M ■f'
' #

B is 3000 CHF 36 58

3001-5000 CHF 44 156

5001-7000 CHF 48 207

7001-9000 CHF 59 148

9001-11 000 CHF 56 113

über 11 001 CHF 57 123

Sprachregion < M O 00 *

Deutschschweiz 48 523

Französische Schweiz 58 203

Italienische Schweiz 48 111

Stadt-Land-Agglom eration V =.12**

Kernstadt einer Agglomeration 
(oder isolierte Stadt]

60 212

Agglom erationsgem einde 48 437

Ländliche Gemeinde 44 264

a a Zur Interpretation der statistischen M asszah len  vgl. Abschnitt 6 «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern geben lediglich eine Tendenz an, da die Anzahl Fälle unter fünfzig liegt 
und deshalb keine statistischen S ch lü sse  zulässt.
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der e idgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.
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Deutlicher a ls der Sprachengraben tritt der Stadt-Land-Konflikt zu Tage: Während es dem 

Ja-Lager in den Städten gelang, 6 0 %  der Stimmen auf sich zu vereinen, sprachen sich auf 
dem Land nur 4 4 %  für das Anliegen aus. Die Agglomerationsgemeinden liegen mit 4 8 %  Ja- 

Stimmen nahe am Gesamtresultat der Abstimmung. Im Unterschied zu den Sprachräum en 

haben die Argumente hier klar die Gruppen gespalten. Die Differenzen zwischen Bewoh­
nerinnen der Agglomerationen und Befragten vom Land sind bei den meisten Argumenten 

unwesentlich. Sie heben besonders die potenziellen Nachteile der RTVG-Revision hervor, 

während die Städterinnen ihre möglichen Vorteile stärker gewichten. Zudem führten auch 
sie als Stimmmotiv vergleichsweise häufig auf, den Service public sichern und stärken zu 
wollen.

5.3 W ahrnehm ung

Ein Drittel der Befragten (34%) gab an, dass es bei der RTVG-Revision um eine obligatori­

sche Abgabe gegangen sei, also eine Gebühr, die neu alle bezahlen müssen. Daneben nah­

men die Befragten in verschiedener Form Bezug auf die Abgabe im Speziellen. 5 %  nannten 

ein neues Gebührensystem, ebenfalls 5 %  die individuelle Kostenreduktion und weitere 3 %  

gaben an, dass es um die Vereinheitlichung und Harmonisierung der RTV-Gebühren gegan­

gen war. Jeder zehnte Befragte führte als Abstim m ungsgegenstand die Abschaffung der 
Billag-Gebühren oder die Einführung einer neuen Steuer an. Neben diesen und weiteren In­

haltsangaben konnte ein nicht unbedeutender Teil von 3 2 %  der Befragten die Vorlage nicht 

sinnvoll oder gar nicht einordnen. Dies ist im Vergleich zu den anderen drei Abstimmungen 

kein erhöhter Wert, überrascht jedoch in Anbetracht dessen, dass die Vorlage während des 

Abstim m ungskam pfes im Zentrum des politischmedialen D iskurses gestanden hatte.40 Bei 

den Nicht-Stimmenden konnten gar 4 7 %  den Inhalt der Vorlage nicht beschreiben. Aller­
dings m uss insgesam t berücksichtigt werden, dass es sich nicht um eine Initiative, sondern 

eine Referendumsabstimmung handelte, bei der man vom Titel kaum auf den Inhalt schlie- 

ssen  konnte.

Schliesslich sei angefügt, dass die SRG  oder der Service public kaum a ls inhaltlicher Ge­

genstand der Abstimmung genannt wurden. Die Kategorie wird hier aufgrund der geringen 
Zahl an Nennungen nicht für sich ausgewiesen. Die Stimmbürgerschaft nahm damit die 

RTVG-Änderung vor allem a ls eine Abstim m ung über die technischen Details des Gebüh­

rensystem s und nicht als Votum über die SRG -Leistungen oder deren Servic public-Auftrag 
wahr.

“  http://www.foeg.uzh.ch/analyse/dossier/Abstimmungsmonitor_Juni_2015.pdf 
(zuletzt geöffnet am 06.07.2015)
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Tabelle 5.3: Änderung  des Bu n desge se tze s  über Radio und Fernsehen -  W ahrnehm ung  

der Inhalte in Prozent Stimmberechtigte (Erstnennungen)

W ahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende

% n % n % n

Obligatorische Abgabe, alle m üssen  bezah­
len lauch Unternehmen)

34 510 48 314 23 195

Neues Gebührensystem, Gebührenänderung 5 78 7 49 4 30

Weniger bezahlen, 400 CHF 5 78 7 47 4 31

Vereinheitlichung der Gebühren 3 47 4 23 3 23

Keine Billag mehr, neue Steuer 10 156 10 67 11 89

Allgemeines, Anderes 10 153 11 73 9 80

W eiss nicht, keine Antwort 32 482 12 82 47 397

Total 100 1504 100 655 100 845

* Die A ussagen  wurden nach Teilnahme gewichtet.
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

5.4 Die S timmmotive

Die Ja-Stimm enden wurden hauptsächlich von zwei Motiven beeinflusst. Das weitaus 

wichtigste Stimmmotiv des Ja -Lage rs w ar jenes, wonach alle Bürgerinnen die RTV-Gebühr 

zahlen sollen, da alle die angebotenen Dienstleistungen empfangen und nutzen können. 
4 2 %  der Ja-Stimm enden führten dies an erster Stelle an, die Hälfte des Ja -Lage rs (50%| 

nannte es im Verlauf der Begründung des Stimmentscheids. In vielen Fällen (11 % ) wurde 

die Haltung mit dem technologischen Wandel, wodurch man öffentliche Radio- und Fern- 
sehprodukte heutzutage auch über das Internet, Tablets oder Sm artphones empfangen 

könne, oder der Schaffung einer gerechten Gebühr begründet (8%). Mit Blick auf die im 

nächsten Abschnitt folgenden Argumente erachtete die Motivgruppe die alte Gebühr nicht 
mehr als zeitgem äss und bejahte, dass durch das neue RTVG die Einnahmen gleich bleiben 

und sich lediglich die Kostenverteilung verändert.

Das zweite zentrale Motiv des Ja -Lage rs  stellt die Einführung eines neuen Gebühren­
system s ins Zentrum (24%). Die Gruppe stimmte besonders deswegen der Vorlage zu, da 

a ls  Folge die Gebühren sinken (10%] oder ein einheitliches, vereinfachtes E rheb ungssy s­
tem geschaffen wird (8%). Weiter gab ein nicht zu unterschätzender Teil des Ja -Lage rs 

an, die RTVG-Revision gutgeheissen zu haben, um den Service public zu sichern und die 
SRG  zu stärken (13%). Die Bedeutung d ieses Beweggrundes ist um so erstaunlicher, da 

er durch eine SRG -G rundsatzd iskussion  im gegenteiligen Sinne vor allem über das Nein- 
Lager Eingang in den Abstim m ungskam pf fand. D ieses Motiv kann a ls  Gegenposition zur 

kritischen Haltung der Revisionsgegnerinnen aufgefasst werden. Aber auch die Ja -K a m ­
pagne begründete die Empfehlung der Annahm e unter anderem mit der Qualitätssiche­

rung und der Integrationswirkung des Service public, obgleich darauf verwiesen wurde, 
dass es bei der Abstim m ung nur um die Finanzierung des zu erfüllenden Verfassungs-
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auftrags gehe.41 Unabhängig davon, wer für das Aufkommen d ieses D iskussionspunktes 

verantwortlich war, grenzt sich das Service public-Motiv von den eher technischen Gebüh­
renfragen ab.

Auch bei den Revisionsgegnerinnen lassen sich besonders zwei häufig genannte Motive 
erkennen. Knapp ein Drittel der Stimmenden [32%] begründete die Ablehnung der RTVG- 

Änderung damit, dass neu auch diejenigen Personen Gebühren zu entrichten hätten, die 

keinen Radio- und Fernsehansch lu ss besitzen oder nutzen. Im Detail prangerten die Nein- 
Stimmenden diesbezüglich unter anderem die Unternehmensbelastung an (11%]. Der 

Stimmgrund, wonach nicht alle Radio und Fernsehen nutzen und daher auch nicht alle 

die RTV-Gebühr zahlen sollen, wurde von Städterinnen deutlich häufiger genannt als von 
Personen vom Land. Er begründete zudem bei Befragten mit Regierungsvertrauen häufi­

ger den Stimmentscheid a ls bei jenen, die der Regierung m isstrauen. Anders formuliert, 

scheint vor allem dieses erste Motiv vermehrt auch Stimmende angezogen und überzeugt 

zu haben, die ansonsten vor allem im Ja-Lager zu finden waren.

41 http://www.parlament.ch/d/wahlen-abstimmungen/volksabstimmungen/volksabstimmungen-2015/ 
Docum ents/argum entarien-pro-13-048-d.pdf (zuletzt geöffnet am 15.06.2015).
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Tabelle 5.4: Änderung  des Bu n desgese tzes  über Radio und Fernsehen -

Motive der St im m enden  (mehrere Antworten möglich)

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen Alle Nennungen

% n % n

JA-Stimmende

Alle sollen bezahlen, denn alle können RTV nutzen 42 202 50 239

davon: A npassung an heutige Zeit, neue Medien 11 55 16 77

davon: Gerechtigkeit schaffen 8 36 11 52

Neues Gebührensystem 24 1 U 32 154

davon: weniger bezahlen 10 47 17 82

davon: einheitliches, vereinfachtes System 8 40 12 58

Service public sichern und stärken 13 61 19 93

Allgemeines, Anderes, Empfehlungen 15 74 23 109

W eiss nicht, keine Antwort 6 27 65 313

Total 100 478 190 908

NEIN-Stim m ende

Nicht alle nutzen RTV, nicht alle sollen zahlen 32 114 40 144

davon: Beteiligung der Unternehmen nicht nachvoll­
ziehbar

11 38 18 66

Kritik an Gebühren 21 74 32 113

davon: Gebühr zu hoch, wird sicher nicht sinken 12 41 18 64

Kritik an SRG  lim Generellen und Speziellen] 11 41 20 73

davon: Program m  ist nicht gut, Angebot reduzieren 
und anpassen

4 14 9 32

Status Quo ok, m u ss nicht verändert werden 5 19 6 20

Anderes, Allgemeines, Empfehlungen 14 49 19 69

W eiss nicht, keine Antwort 13 46 65 232

Total 100 359 187 672

* Die A ussagen  wurden nach Stim m entscheid gewichtet.
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstim m ungen vom 14.06.2015.

Der zweite wichtige Grund für den ablehnenden Stimmentscheid, von 21 %  genannt, war die 
Kritik an den Gebühren selber. Insbesondere wurde hier die Höhe der zu entrichtenden Gel­

der angeprangert und Zweifel bezüglich der Entwicklung der Gebührenhöhe in Zukunft ge- 
äussert. Dabei erwarteten diese Nein-Stimmenden eher einen Gebührenanstieg, a ls eine 

langfristige Reduktion. Bei 12%  der Befragten kam diese Konkretisierung an erster Stelle, 
bei insgesam t 18%  wurde sie an erster oder weiterer Position aufgeführt. Dabei wird deut­

lich, dass im Unterschied zum vorangegangenen Motiv die Gebührenkritik klar stärker von 
regierungskritischen RTVG-Gegnerlnnen genannt wurde, a lsvonjenen, d iezw are in  Nein in 

die Urne einlegten, jedoch den Institutionen vertrauen. Weiter fand dieses Motiv vor allem 

unter SVP-Sym pathisantlnnen relativ viel Zustimmung.
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Auch im Nein-Lager hat die Haltung gegenüber dem Service public den Stimmentscheid 

beeinflusst, hier aber nicht im positiven, sondern im negativen Sinn. Genauer bekundeten 
11 %  mit dem Nein-Votum ihren Unmut gegenüber der SRG  und dem Einfluss des Staates 

in diesem gesellschaftlichen Teilbereich. Dabei äusserten sich die Nein-Stimmenden unter 

anderem kritisch zum Program m  der öffentlichrechtlichen Mediengesellschaft oder for­
derten, dass das Angebot angepasst werden solle (9%).

Neben technischen Fragen, die die Gebühren einerseits und die Gebührenzahlerlnnen an­

dererseits betreffen, fällte sowohl bei den Ja- a ls auch den Nein-Stimm enden ein ähn­

lich g rö sse r Teil der Befragten ihren Stimmentscheid mitunter aufgrund ihrer Präferen­
zen bezüglich der SRG. Zwar kann bei den bescheidenen Anteilen an Personen, die ein 

SRG-Stim m m otiv a ls Entscheidungsgrund nannten, bei weitem nicht von einer Service 

public-Abstim mung gesprochen werden, ein nicht unwesentlicher Teil der Teilnehmen­

den setzte seine Stimme aber gezielt ein, um den Service public zu stärken oder aber die 
SRG  abzustrafen. Gleichzeitig zeigt sich in den Motiven der Stimmenden bei einer klaren 

Mehrheit eine individuelle Bewertung der eigentlich zugrunde liegenden Änderung des 

Gebührenmodells, sei dies im Lager der Revisionsgegnerinnen oder in jenem der RTVG- 
Befürworterlnnen.

5.5 Pro- und Kontra-Argum ente

Alle überprüften Pro-Argumente finden innerhalb des Ja -Lagers eine breite Unterstützung, 
werden aber erstaunlicherweise auch auf der Nein-Seite m indestens von einer relativen 

Mehrheit gutgeheissen. Dem Argument, dass man im neuen System  weniger RTV-Gebüh- 

ren zahlen würde, pflichteten 6 5 %  der Stimmenden bei, 8 0 %  waren es im Ja-Lager, die 
Hälfte bei den Nein-Stimmenden (50%). Jeder zweite Nein-Stimmende lehnte somit die Vor­

lage ab, obwohl in Zukunft niedrigere Gebühren zu erwarten waren. Von diesen Personen 

wurde dabei fast einstimmig kritisiert, dass vor der Änderung des Gebührensystems eine 
Grundsatzdiskussion zum Service public und der SRG  hätte geführt werden sollen. Damit 

wurde eine Reduktion der Gebühren zwar begrüsst, jedoch der Weg dorthin nicht unter­

stützt und die Vortage in der Folge abgelehnt. Auch die zweite Aussage, wonach das zu 
reformierende Gebührensystem nicht mehr zeitgemäss sei, erhielt einen breiten Rückhalt 

im Ja-Lager (85 %), wurde jedoch auch von einer relativen Mehrheit der Nein-Stimmenden 

unterstützt (49%). Ähnlich wie beim ersten Pro-Argument, pflichteten diese leicht stärker 
a ls der Rest des Ne in-Lagers der Position bei, wonach vor einem derart technischen Ent­

scheid eine Grundsatzdiskussion zum Service public hätte stattfinden sollen. Diese Teilneh­

menden entschieden sich trotz breiter Unterstützung für das Argument der Behördenseite 
schliesslich für ein Nein an der Urne.

Mit der dritten getesteten Position der Befürworterinnen (» Die Einnahmen der Radio- und 

Fernsehgebühren bleiben mit dem neuen RTV-Gesetz gleich, lediglich die Kostenvertei­

lung wird verändert.») zeigten sich beide Lager mehrheitlich, aber in geringerem  Masse 

einverstanden. 71 %  der Ja- und 4 4 %  der Nein-Stimmenden unterstützten diese Aussage.
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Auffällig ist, dass gesamthaft 17%  der Teilnehmenden hier keine klare Haltung einnehmen 

konnten, w as auf eine untergeordnete Rolle dieses Argum ents im öffentlichen D isku rs hin­
deutet. Insgesam t scheinen die Pro-Argum ente wenig umstritten gewesen und durchwegs 

auf breite Unterstützung gestossen zu sein. Polarisiert haben sie nicht zw ischen der Ja- 

und Nein-Seite, vielmehr weckten sie auch innerhalb der Gegnerschaft breites Verständnis. 
A llerdings können die Argumente gerade hier nicht a ls allzu stark gewertet werden, konn­
ten sie doch das Nein-Lager trotz mehrheitlicher Zustim mung nicht von der Revisionsidee 

überzeugen. Dies ist vor allem den Kontra-Argumenten geschuldet, insbesondere der Mei­
nung, wonach vor der Änderung des Gebührensystems eine breite D iskussion zum Thema 
Service public und der Rolle der SRG  hätte geführt werden sollen.

Die Kontra-Argumente spalteten die Ja- und Nein-Stimmenden deutlich stärker. 7 7 %  der 

Nein-Stimmenden empfanden die neue, geräteunabhängige Gebühr als unfair, wohingegen 
nur 3 3 %  der Ja-Stimmenden diese als Ungerechtigkeit wahrnahmen. Gesamthaft zeigte 

sich eine Mehrheit von 5 5 %  der Teilnehmenden mit dem Argument einverstanden. Das 
zweite Kontra-Argum ent beanstandete die Gesetzesrevision, da damit eine neue Steuer 

eingeführt werde. 41 %  stimmten der Aussage  insgesam t zu, 5 3 %  lehnten sie ab. Im Nein- 
Lagerfand die Position im Vergleich zum ersten Argument nur m ässige Unterstützung: 5 9 %  

zeigten sich einverstanden, jeder dritte Nein-Stimmende (34%) sprach sich gegen das A r­

gument aus. Das Ja-Lager verwarf die Position wuchtig: 7 2 %  stimmten ihm zu. Innerhalb 
des Ne in-Lagers pflichteten dem Argum ent vor allem jene Personen bei, die anhand ihres 

Stimmprofils klar den Nein-Stimmenden bei dieser Gesetzesrevision zugeordnet werden 

können. So  haben sich beispielsweise regierungsm isstrauende und SRG-unzufriedene 
Nein-Stimmende signifikant stärker zugunsten dieses Argum ents ausgesprochen, a ls dies 

RTVG-Gegnerlnnen mit Regierungsvertrauen, erhöhter SRG-Zufriedenheit oder aus dem 

gem ässigten politischen Spektrum  taten. Das Komitee gegen die RTVG-Revision brachte 
mit den ersten beiden Argumenten starke Positionen in den Abstim m ungskam pf ein, die, 

wenn sie auf Gehör stiessen, mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer individuellen Ablehnung 
der Vorlage führten. Das erste Argum ent wurde dabei von Stimmbürgerlnnen aus verschie­

denen politischen und soziodemografischen Gruppen unterstützt, während ein geringerer 
Kreis eher staatskritischer Nein-Stimm ender sich in besonderem M asse  für die Position 

aussprach, dass das RTV-Anliegen eine neue Steuer einführen wolle.

Zuletzt wurde die Meinung zu folgendem Argum ent erfragt: «Bevor über neue Steuern ent­
schieden wird, sollten eine Grundsatzdiskussion zum Service public geführt und der Auf­

trag der SRG  entsprechend definiert werden». 6 5 %  der Stimmenden zeigten sich mit der 
Aussage  einverstanden, 2 5 %  lehnten sie ab, 10%  konnten oder wollten sich nicht entschei­

den. Das Argument genoss unter Nein-Stimmenden eine breite Zustimmung (78%), wurde 
aber auch von einer Mehrheit des Ja -Lage rs unterstützt (52%). Diese Ja-Stimmenden lie- 

ssen  aber kaum Zweifel an den Pro-Argum enten und stimmten diesen deutlich zu, sodass 

bei ihnen trotz mehrheitlicher Sympathie für das Argument der SRG -Grundsatzd iskussion 
eine Annahm e der RTVG-Revision resultierte. Gleichzeitig steht die Zustimmung zu diesem 
Argument generell, und wie bereits im Abschnitt zu den Stimmprofilen ausgeführt, in einem 

hoch signifikanten Verhältnis zur Zufriedenheit mit den Leistungen der SRG. Dennoch war
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von den Befragten, die mit der SRG  sehr oder eher zufrieden sind, eine Mehrheit von 5 9%  
mit dem Argum ent einverstanden. Die SRG-Kritikerlnnen stimmten der Position gar zu 8 2 %  
zu.

Zusam m engefasst war unter den Stimmenden eine breite Zufriedenheit mit der SRG  au s­
zumachen, die sogar weit ins Lager der Revisionsgegnerinnen hineinreichte. Die Forderung 
nach einer Service public-Debatte und einer Definition des Auftrags der SRG  wurde dabei 

aber nicht nur von den Nein-Stimmenden, sondern auch mehrheitlich vom Ja-Lager ge­
tragen. Damit waren die Stimmenden betreffend der allgemeinen Disposition gegenüber 

der SRG  deutlich positiver eingestellt, als man dies ausgehend vom Abstim m ungsergebnis 

hätte vermuten können. Andererseits überrascht der hohe Anteil an Teilnehmenden, der die 
Service public-Debatte als legitim und berechtigt empfand. Dies zeigt gleichzeitig, dass das 

Argument erfolgreich in den Abstim m ungskam pf eingebracht worden w ar und nicht nur die 

Anhängerschaft des Ne in-Lagers erreichte. Dabei war den Stimmenden bewusst, dass der 

inhaltliche Kern der Abstim m ung nicht in der SRG  oder im Service public selber zu finden 

war, sondern vielmehr in den technischen Details bei der Gebührenerhebung.
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Tabelle 5.5: Änderung des Bu n desgese tzes  über Radio und Fernsehen -  A nk lang  der  

Pro- und K ontra -A rgum ente  bei den St im m enden  in Prozent

Pro-Argum ente Einverstanden
1%)

Nicht
einverstanden

(%)

W eiss nicht 
l% l

Eine Mehrheit der Privatpersonen und 
Unternehmen würde mit dem neuen 
RTV-Gesetz weniger Radio- und Fern- 
sehgebühren bezahlen a ls  heute.

Total 65 25 10

Ja 80 11 9

Nein 50 38 12

N ur eine Gebühr für Radio- und TV-Appa- 
rate ist nicht mehr zeitgemäss, deshalb 
ist eine geräteunabhängige Gebühr nötig.

Total 67 26 7

Ja 85 9 6

Nein 49 43 8

Die Einnahm en der Radio- und Fernseh- 
gebühren bleiben mit dem neuen RTV- 
Gesetz gleich, lediglich die Kostenvertei­
lung wird verändert.

Total 57 26 17

Ja 71 17 13

Nein 44 35 21

Kontra-Argumente Einverstanden

(%)

Nicht
einverstanden

1%)

W eiss nicht 

l% l

Personen, die auf Fernseh- und Radio­
konsum  verzichten, sollen keine B illag- 
Gebühren bezahlen m üssen.

Total 55 40 5

Ja 33 62 5

Nein 77 19 5

Die Radio- und TV-Gebühr ist eine neue 
Steuer.

Total 41 53 5

Ja 23 72 4

Nein 59 34 6

Bevor über neue Steuern entschieden 
wird, sollten eine G rundsatzd iskussi­
on zum Service public geführt und der 
Auftrag der SRG  entsprechend definiert 
werden.

Total 65 25 10

Ja 52 39 10

Nein 78 12 10

Resultate in Linien Prozenten. Lesebeispiel: 6 5 %  aller Stimmenden (80%  der Ja-Stimmenden;
5 0 %  der Nein-Stimmenden) pflichteten dem ersten Argument bei, 2 5 %  (11% der Ja-Stimmenden 
und 3 8 %  der Nein-Stimmenden] lehnten es ab und 10%  (9%; 12%) konnten sich nicht entscheiden. 
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 914 (gewichtet).
©  Universität Bern / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 14.06.2015..
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6. ZUR METHODE

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten Nachbe­

fragung. gfs.bern führte die Befragung innerhalb von elf Tagen nach der Volksabstimm ung 
vom 14. Juni 2015 durch. Die Analyse wurde durch das Institut für Politikw issenschaft an der 

Universität Bern (IPW) vorgenommen.

Die Befragung wurde von 98 Befragerinnen von zu Hause aus telefonisch ausgeführt, wobei 

gfs.bern a ls  Kontrollinstanz die Möglichkeit hatte, die Befragung extern und ohne Voran­

kündigung zu beaufsichtigen. Die Stichprobenziehung erfolgte in einem dreistufigen Zu­
fallsverfahren, wobei auf der ersten Stufe (Sprachregionen) die Zahl der Befragten für die 

drei Sprachregionen festgelegt wurde. Auf der zweiten Stufe (Haushalte) erfolgte eine Zu­

fa llsausw ahl aus dem elektronischen, aktualisierten Telefonverzeichnis der Sw isscom . Die 

Ausw ahl auf der dritten Stufe (Personen aus dem jeweiligen Haushalt) erfolgte nach dem 

«Geburtstagsprinzip». Die Stichprobe betrug 1507 Personen, davon stammten 5 3 %  der B e ­
fragten aus der Deutschschweiz, 2 7 %  aus der Romandie und 2 0 %  aus der italienischspra­

chigen Schweiz. Mit Nichtteilnehmenden wurde nur ein Teil des Interviews durchgeführt. 

Die Verweigerungsquote belief sich auf 79.4%; d.h. mit 20.6%  der kontaktierten Personen 
konnte ein Interview durchgeführt werden.

Das demografische Abbild ist weitgehend gewährleistet.42 Die Abweichungen bei den A l­
tersklassen und dem Geschlecht betragen maximal 0.1 %punkte, w as innerhalb des Stich­

probenfehlers liegt. Wie immer sind die an der Abstim m ung Teilnehmenden überrepräsen­

tiert (+27%). Jedoch bewegt sich die Abweichung von der realen Abstimmungsbeteiligung 
im Rahmen früherer VOX-Analysen. Die in der Umfrage ermittelten Stimmenverhältnisse 

weichen in unterschiedlichem A u sm ass vom effektiven Ergebnis ab. Bei der Änderung der 

Verfassungsbestim m ung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich 
beträgt die Differenz +2.5 Prozentpunkte, bei der Stipendieninitiative +11.8 Prozentpunkte, 

bei der Erbschaftssteuerinitiative 5.7 Prozentpunkte und bei der Änderung des Bundesge­

setzes über Radio und Fernsehen +5.8 Prozentpunkte.

Wir haben für die Durchführung bestimmter Berechnungen Gewichtungsfaktoren für die 

Beteiligung respektive für das Abstim mungsverhalten verwendet. Gewichtet wurde dort, 
wo sich die Untersuchungsvariable jeweils auf Ja- und Nein-Stimmende bzw. auf Teilneh­

mende und Nichtteilnehmende bezog. Für die Beteiligung wurde wie bereits bei den Vox- 

Analysen seit dem 18. Mai 2014 nach Stimmregisterdaten aus dem Kanton Genf, der Stadt 
St. Gallen und einer Ausw ahl von Gemeinden des Kantons Tessin gewichtet.

12 Siehe hierzu: Longchamp, C. et al. (2014): Technischer Bericht zur VOX-Analyse 
vom 28. Septem ber 2014, gfs.bern.
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Die Grösse der Stichprobe [1507 Personen) ergibt bei einer reinen Zufallsausw ahl und einer 

Verteilung der Prozentwerte von 50:50 einen Stichprobenfehter von +/-2,4 Prozentpunkten. 
Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, z. B. bei 780 Befragten auf +/—3,5. 
Liegen die Prozentwerte weiter auseinander, so reduziert sich der Stichprobenfehler (z. B. 

bei einem Ergebnis von rund 7 0 % :3 0 %  auf +/-3,2). Vorsicht bei der Interpretation von Daten 
ist also dort geboten, wo die Teilstichproben klein sind und die Verteilung der Prozentwerte 

zugleich ausgeglichen ist. In solchen Fällen können auf Grund des grösseren Stichproben­

fehlers keine Aussagen über Mehrheitsverhältnisse gemacht werden.

Die Bestimm ung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mittels 

Chi-Quadrat. Dabei bedeutet * eine Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 0.05, * *  eine so l­
che von unter 0.01 und * * *  eine solche unter 0.001. Im letzteren Fall heisst dies, dass die 

Wahrscheinlichkeit, dass ein Zusam m enhang zwischen zwei Variablen zufällig entstanden 
ist, unter einem Prom ille liegt und demnach der Zusam m enhang a ls sehr hoch signifikant 

bezeichnet werden kann. Alle Werte, die eine Irrtumswahrscheinlichkeit von über 0.05 ha­

ben, sind gem äss statistischer Konvention a ls nicht signifikant anzusehen. A ls  Beziehungs- 

m ass für bivariate Beziehungen wurde der Koeffizient C ram ers V verwendet. Bei diesem 
Koeffizienten kann bei einem Wert von 0 von keinem Zusam m enhang und bei einem Wert 
von 1 von einem vollständigen Zusam m enhang ausgegangen werden. Die Werte für unter­

schiedliche bivariate Beziehungen lassen sich allerdings nicht direkt vergleichen, da zu ih­
rer Berechnung auch die Anzahl der Merkm alskategorien beider Variablen und die Fallzahl 

beizuziehen sind.
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